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Vorsitzender Abg. Klaus Kirschner (SPD): 
Am 10. September dieses Jahres fand die Ein-
führung in diese Vorlagen statt. Am gleichen 
Tag wurde eine öffentliche Anhörung zu die-
sen Vorlagen beschlossen, die nun heute 
durchgeführt wird. Dazu darf ich Sie als Sach-
verständige herzlich begrüßen. Ich bedanke 
mich im Namen des Ausschusses dafür, dass 
Sie unserer Einladung gefolgt sind.  
 
Ich will darauf hinweisen, dass das Bundesver-
fassungsgericht im Zusammenhang mit seiner 
Entscheidung vom 3. April 2001 zum Famili-
enlastenausgleich innerhalb der Pflegeversi-
cherung eine Frist zur Herbeiführung einer 
verfassungskonformen Rechtslage durch den 
Gesetzgeber bis zum Ende dieses Jahres fest-
gelegt hat. Deshalb müssen wir hier entschei-
den. Dieser Ausgleich wird auch für andere 
Zweige der Sozialversicherung zu prüfen sein. 
Der Prüfungsauftrag ist an den Gesetzgeber 
gerichtet. Die Bundesregierung hat zugesagt, 
dass sie das Ergebnis ihrer Prüfung im Rahmen 
eines Berichts an die gesetzgebenden Körper-
schaften vorlegen wird. Dieser Bericht befindet 
sich derzeit in der Abstimmung und wird dem 
Ausschuss in Kürze zugeleitet. 
 

Nun zur heutigen Anhörung. Die meisten von 
Ihnen kennen unser Verfahren. Ich darf Sie als 
Erstes bitten, die Mikrofone zu benutzen und 
den eigenen Namen und den des Verbandes, 
den Sie vertreten, zu nennen. Denn wir führen 
hier ja ein Wortprotokoll. Die einzelnen Frak-
tionen werden in der Reihenfolge ihrer Stärke 
aufgerufen.  
 
 
Abg. Erika Lotz (SPD): Meine erste Frage 
richtet sich an die Spitzenverbände der Pflege-
kassen, an den Sozialverband Deutschland 
e. V., an den Sozialverband VdK Deutschland 
und an Herrn Dr. Krasney.  
 
Sie alle haben sicherlich den Bericht der Rü-
rup-Kommission zur Kenntnis genommen. 
Diese Kommission hatte ja im Hinblick auf die 
soziale Pflegeversicherung eine steuerfinan-
zierte Ermäßigung für Personen mit Kindern 
gefordert. Ersatzweise, falls keine Steuerfinan-
zierung möglich ist, forderte sie als zweitbeste 
Lösung einen Zuschlag für Kinderlose in der 
sozialen Pflegeversicherung, um die Finanzie-
rung der Pflegeversicherung nicht zu gefähr-
den. Teilen Sie die Auffassung, dass eine Zu-
schlagslösung sachgerecht ist, wenn keine 
Steuermittel zu erhalten sind?  
 

Tagesordnungspunkt a

Tagesordnungspunkt b

Tagesordnungspunkt c
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SV Stefan Sieben (VdAK/AEV): Wir haben in 
unserer Stellungnahme betont, dass die Spit-
zenverbände der Pflegekassen die steuerliche 
Lösung präferieren. Das gibt das Verfassungs-
gerichtsurteil her; denn darin wird dem Ge-
setzgeber eine Gestaltungsmöglichkeit einge-
räumt, die nicht auf die Beitragsseite be-
schränkt ist. Deshalb ist der Vorschlag der 
Rürup-Kommission, die Vorgabe des Bundes-
verfassungsgerichtes steuerlich zu regeln, 
durchaus sachgerecht und tragfähig. In dem 
vorliegenden Gesetzentwurf wird aber die 
zweitbeste Lösung vorgeschlagen.  
 
 
Vorsitzender Abg. Klaus Kirschner (SPD): 
Ich muss Ihnen mitteilen, dass der Sozialver-
band Deutschland e. V., der frühere Reichs-
bund, für heute abgesagt hat. 
 
 
SV Gerhard Helas (Sozialverband VdK 
Deutschland): Wir sind der Meinung, dass das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts durchaus 
eine steuerfinanzierte Lösungsmöglichkeit 
vorsieht. Diese ist für uns die erste Präferenz. 
Unser Hauptanliegen ist die Entlastung der 
Erziehenden.  
 
Von dieser Prämisse ausgehend läge, wenn die 
erste Möglichkeit, die Steuerfinanzierung, 
nicht umsetzbar wäre, ein Zuschlag für Kinder-
lose im Bereich des Möglichen. Dies ist aller-
dings für unseren Verband mit nicht gerade 
glücklichen Aspekten verbunden.  
 
 
SV Prof. Dr. Otto Krasney: Ich persönlich 
schließe mich der Auffassung an, dass die bes-
te Lösung für die Umsetzung des Verfassungs-
gerichtsurteils eine Finanzierung aus Steuer-
mitteln wäre. Wenn dies nicht erreichbar ist, 
dann ist die Zuschlagslösung dem Grunde nach 
eine dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
entsprechende Lösung. Es kann zwar im Ein-
zelfall gewisse Schwierigkeiten der Abgren-
zung geben; diese könnte man aber durch die 
Rechtsprechung lösen. Ich nenne folgendes 
Beispiel: Was ist, wenn jemand ein Kind be-
kommt, dieses Kind aber nach einem Monat 
zur Adoption freigegeben wird? Wer hat dann 
die Verpflichtung, einen Zuschlag zu leisten? 
Müssen diejenigen, die das Kind aufgenom-
men haben, weiterhin einen Zuschlag leisten? 
Das sind Fragen, die man auch unter dem Ge-

sichtspunkt des Verwaltungsaufwandes sehr 
sorgfältig prüfen müsste.  
 
Als zweitbeste Lösung würde also auch ich die 
Zuschlagslösung favorisieren.  
 
 
Abg. Hilde Mattheis (SPD): Ich sehe, dass 
Dr. Rothgang noch nicht anwesend ist. Des-
halb richtet sich meine Frage jetzt ausschließ-
lich an Sie, Herr Professor Krasney: Trägt der 
Gesetzentwurf der Koalition dem Vorhaben 
des Bundesverfassungsgerichts Rechnung, in 
dem die Entlastung der Kindererziehenden im 
System der Pflegeversicherung gefordert wur-
de? Bitte gehen Sie darauf etwas ausführlicher 
ein.  
 
 
SV Prof. Dr. Otto Krasney: Im Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts wird eine unter-
schiedliche Ausdrucksweise gebraucht. Es 
wird einige Male gefordert, Kinder erziehende 
Personen zu entlasten. Es wird aber fast ebenso 
häufig davon gesprochen, dass die Besserstel-
lung derjenigen Versicherten, die keine Kinder 
haben, beseitigt werden muss.  
 
Der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts kann man entnehmen, dass zwei Lösun-
gen vom Bundesverfassungsgericht als verfas-
sungskonform angesehen werden, und zwar 
sowohl eine Lösung, die Kinder erziehende 
Versicherte entlastet, als auch eine Lösung, die 
die derzeit bestehende Ungleichheit beseitigt, 
indem diejenigen Versicherten, die keine Kin-
der haben, einen Zuschlag zu zahlen haben. 
Dafür spricht auch, dass das Bundesverfas-
sungsgericht als Ansatzpunkt für sein Urteil in 
erster Linie Art. 3 des Grundgesetzes herange-
zogen hat und lediglich unterstützend Art. 6.  
 
Deswegen würde auch ich die im Gesetzent-
wurf der Koalition vorgesehene Lösung unter 
verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten für 
tragbar halten.  
 
 
Abg. Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): 
Meine Frage richtet sich an die Spitzenverbän-
de der Pflegekassen und an Herrn Professor 
Eekhoff. Mir geht es um die Finanzwirkungen 
der beiden vonseiten der Opposition gemach-
ten Vorschläge und des Gesetzentwurfes der 
Koalition. Welche finanziellen Auswirkungen 
haben die jeweiligen Lösungsansätze und wie 
würde sich die finanzielle Lage der Pflegekas-
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sen nach Umsetzung der jeweiligen Vorschlä-
ge in den nächsten Jahren nach Ihrer Einschät-
zung entwickeln?  
 
 
SV Prof. Dr. Johann Eekhoff: Der Vorschlag 
der CDU/CSU geht in eine Richtung, die ich 
zunächst einmal für besser geeignet halte als 
eine Beitragssatzdifferenzierung, weil in die-
sem Fall die Leistungen der Familien gleich-
mäßig behandelt werden. Insofern ist das ein 
Ansatz, der stärker darauf abzielt, die Kinder-
erziehung richtig zu berücksichtigen. Ein Aus-
gleich wird hier insofern vorgenommen, als 
man sagt: Wir erhöhen den Beitragssatz - - 
 
 
Abg. Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): 
Herr Vorsitzender, ich bitte darum, dass meine 
Frage beantwortet wird. Mir geht es jetzt nicht 
um die Systemfrage, sondern darum, welche 
Auswirkungen die jeweiligen Vorschläge im 
Hinblick auf eine finanzielle Entlastung der 
Pflegekassen haben.  
 
 
SV Prof. Dr. Johann Eekhoff: Das werde ich 
Ihnen gerne beantworten. - Die finanzielle Ent- 
oder Belastung ist im Vorschlag der CDU/CSU 
einigermaßen ausgewogen. Eine Beitragssatz-
erhöhung, aber auch eine Belastung der Kassen 
wird vermieden. Die Idee ist ja, dass der Bo-
nus, den die Familien zusätzlich bekommen, 
durch eine Beitragssatzerhöhung um 0,1 Pro-
zent ausgeglichen wird. Insofern wird das 
vermieden, was im Koalitionsvorschlag vorge-
sehen ist: den Beitragssatz für einen Teil der 
Menschen anzuheben.  
 
Die Aussage, die man ursprünglich gemacht 
hat - damit hat man damals für die Pflegeversi-
cherung geworben -, dass der Beitragssatz von 
1,7 Prozent, also die Beitragsbelastung, auf 
Dauer stabil bleiben soll, ist im Vorschlag der 
CDU/CSU weitgehend gewährleistet.  
 
 
SV Gerd Kukla (Bundesverband der Innungs-
krankenkassen): Die Finanzwirkungen des 
Koalitionsmodells gehen aus dem Gesetzent-
wurf hervor - es ist mit Beitragsmehreinnah-
men von etwa 700 Millionen Euro zu rech-
nen -, sodass die voraussichtlichen Defizite, 
die wir in diesem Jahr und in den nächsten 
Jahren erwarten, in etwa ausgeglichen werden 
könnten. Das CDU/CSU-Modell ist nach unse-
rer Berechnung so ausgestaltet, dass sich Ein-

nahmen und Ausgaben in etwa die Waage 
halten, wobei es durch die zusätzlichen Ein-
nahmen zu einem leichten Überhang von mög-
licherweise 100 Millionen Euro jährlich kom-
men kann. Dieses Modell wäre daher sicher-
lich nicht geeignet, die Defizite, die für dieses 
Jahr und die nächsten Jahre erwartet werden, 
auszugleichen.  
 
 
Abg. Eckhart Lewering (SPD): Meine Frage 
richtet sich an die Bundesagentur für Arbeit, an 
die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände und an den Verband der Deut-
schen Rentenversicherungsträger. - Es geht um 
das Beitragsabzugsverfahren. Der erhöhte Bei-
trag von 0,25 vom Hundert für Kinderlose wird 
im Interesse der Verwaltungsvereinfachung in 
dem bewährten Beitragsabzugsverfahren zu-
sammen mit dem normalen Pflegeversiche-
rungsbeitrag erhoben. Sehen Sie Möglichkei-
ten einer weiteren Vereinfachung?  
 
 
SV Dr. Manfred Schnitzler (Bundesagentur 
für Arbeit): Angesichts des Einzugsverfahrens 
und der nicht paritätischen Beteiligung der 
handelnden Personen müssten wir als Bundes-
agentur für Arbeit die Leistungsempfänger 
belasten und laut Gesetzesvorschlag die Beträ-
ge von der Leistung abziehen. Das halten wir 
nicht für eine Vereinfachung unserer derzeit 
gängigen Verfahren. Dies ist für uns ein Para-
digmenwechsel; denn so etwas haben wir noch 
nie gemacht. Wir haben vielmehr Beiträge, die 
paritätisch finanziert sind, berechnet und abge-
führt. - Habe ich damit Ihre Frage beantwortet? 
 
 
Abg. Eckhart Lewering (SPD): Ja! Sehen Sie 
eine Möglichkeit, wie es besser geht?) 
 
 
SV Eugen Müller (Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände): Die Feststel-
lung, ob jemand von einem Beitragszuschlag 
betroffen ist, sodass der Arbeitgeber im Rah-
men des Gesamtsozialversicherungsbeitrages 
einen höheren Abzug vom Arbeitsentgelt vor-
zunehmen hat, ist nicht ganz so einfach, wie es 
auf den ersten Blick erscheinen mag. Die 
Lohnsteuerkarte, die dem Arbeitgeber vorliegt, 
enthält nämlich nicht generell eine Aussage 
darüber, ob jemand ein Kind erzogen hat oder 
nicht. Die Lohnsteuerkarte, die von Amts we-
gen ausgestellt wird, enthält nur die Kinder bis 
zum vollendeten 18. Lebensjahr. Wenn der 
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Lohnsteuerpflichtige Kinder in der Ausbildung 
hat, muss er einen Antrag stellen, damit diese 
in die Lohnsteuerkarte eingetragen werden. 
 
Es ist also mit dem von der Koalition vorgese-
henen Einzugsverfahren für den Arbeitgeber 
ein erheblicher Mehraufwand verbunden. Da-
bei muss man sehen, dass der Arbeitgeber, 
wenn sich herausstellt, dass jemand einen Bei-
tragszuschlag zu tragen hätte, dies aber nicht 
erfolgt ist, die nachträgliche Erhebung des 
Beitragszuschlages nur innerhalb von drei 
Lohnzahlungszeiträumen vornehmen kann. 
Danach ist es ihm untersagt, auf frühere Lohn-
abrechnungsperioden zurückzugreifen. Das 
heißt, er selbst wäre von einem Beitrag be-
lastet, der nach dem Gesetzentwurf ausdrück-
lich nur vom Arbeitnehmer selbst zu tragen ist. 
Das ist ein großes Problem.  
 
Ich denke, man könnte einfachere Lösungen 
ins Auge fassen. Wir halten, wie wir in unserer 
Stellungnahme ausgeführt haben, einen Weg 
über das Kindergeld für sinnvoller. Wir mei-
nen aber vor allen Dingen, dass dem Arbeitge-
ber nicht zugemutet werden kann, dass er 
Nachprüfungen hinsichtlich der vielfältigen 
Gestaltungsmöglichkeiten dahin gehend vor-
nimmt, ob jemand wirklich ein Kind erzieht 
bzw. betreut oder nicht. In vielen Stellung-
nahmen ist darauf hingewiesen worden, dass 
die tatsächlichen Eltern nicht die erziehenden 
Eltern sein müssen. Ich denke, dass es für den 
Arbeitgeber wichtig wäre - das wäre ein Ver-
besserungsvorschlag -, einen Hinweis von der 
Pflegekasse zu bekommen, ob ein Zuschlag 
fällig ist oder nicht.  
 
 
SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger): Unseres 
Erachtens ist das Beitragsabzugsverfahren 
völlig verfehlt geregelt ist. Es lässt sich, falls 
dieser Gesetzentwurf beschlossen wird, nur 
dann etwas vereinfachen, wenn man - ich 
schließe an das an, was Herr Müller gesagt 
hat - die Feststellung darüber, ob Kinder zu 
berücksichtigen sind oder nicht, den Pflegekas-
sen überträgt.  
 
Im Übrigen halten wir den Gesamtansatz des 
Gesetzentwurfes für völlig verfehlt; denn wir 
halten eine Beitragslösung verfassungsrecht-
lich für in hohem Maße problematisch. Die 
einfachste Lösung - nur diese ist noch bis zum 
1. Januar 2005 umsetzbar - ist die über ein 
erhöhtes Kindergeld. Das würde alle Probleme 

schlagartig lösen. Das wäre der einfachste Weg 
und würde keinen Verwaltungsmehraufwand 
bedeuten.  
 
Die Aussage - Frau Lotz widerspricht mir -, 
dass Steuermittel nicht zur Verfügung stehen, 
ist eine politische Entscheidung, die Sie zu 
treffen haben. Das Parlament kann nicht ein-
fach sagen, dass keine Steuermittel zur Verfü-
gung stehen. Diese Entscheidung ist von Ihnen 
zu treffen. Die gesamten juristischen Proble-
me, die sich aufgrund des Vorschlages der 
Koalition ergeben, entstehen nur dadurch, dass 
der richtige Weg über eine Steuerfinanzierung 
nicht beschritten wird. Wenn Sie diesen Weg 
gehen, dann haben Sie überhaupt keine verwal-
tungsmäßigen Probleme. Insofern plädiere 
ich - und dies nicht nur bei dieser Frage - ganz 
eindrücklich dafür, den richtigen und sachlich 
einzig möglichen Weg über eine Steuerfinan-
zierung zu gehen.  
 
 
Abg. Dr. Marlies Volkmer (SPD): Meine 
Frage richtet sich an die Spitzenverbände der 
Pflegekassen und an den DGB. Die FDP 
schlägt vor, dass für jedes in der gesetzlichen 
Pflegeversicherung versicherte Kind in den 
ersten drei Lebensjahren jährlich ein steuerfi-
nanzierter Bonus von 150 Euro gezahlt wird. 
Auf wie hoch schätzen Sie bei Umsetzung 
dieses Vorschlags die Belastung des Bundes-
haushalts? Müsste nicht eine Regelung für alle 
Kinder gefunden werden, um der Vorgabe des 
Bundesverfassungsgerichts Rechnung zu tra-
gen?  
 
 
SV Harald Kesselheim (AOK-
Bundesverband) Da es keine gesicherte Daten-
grundlage gibt, aus der hervorgeht, wie viele 
Kinder sich in den ersten drei Lebensjahren 
befinden, haben wir Schwierigkeiten, die fi-
nanziellen Auswirkungen zu berechnen. Fakt 
ist allerdings, dass die Familien bei Umsetzung 
dieses Vorschlags mehr Geld erhielten als bei 
Umsetzung des Vorschlags der Bundesregie-
rung oder der CDU/CSU-Fraktion. Daher wäre 
von einer zusätzlichen Belastung des Bundes-
haushalts auszugehen. 
 
Vor dem Hintergrund der demographischen 
Entwicklung stellt sich für uns auch die Frage - 
ich schließe nahtlos an das an, was Herr Pro-
fessor Ruland und Herr Müller gesagt haben -, 
ob es richtig ist, dass die Beitragszahler zusätz-
lich belastet werden. Unseres Erachtens sollten 
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die mit der demographischen Entwicklung 
verbundenen Herausforderungen für die Pfle-
geversicherung von den breiteren Schultern 
des Steuerzahlers getragen werden. Daher 
scheint uns der Vorschlag der FDP in die rich-
tige Richtung zu gehen. 
 
 
SV Jürgen Sendler (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Zu der Frage nach den finanziel-
len Auswirkungen: Es ist uns ebenfalls nicht 
möglich, nachzuvollziehen, inwieweit es zu 
zusätzlichen Belastungen kommt.  
 
Zu der Höhe der Entlastung Kindererziehen-
der, wie sie der FDP-Antrag vorsieht, ist Fol-
gendes anzumerken: Bei bestimmten Einkom-
mensverhältnissen und bei einer bestimmten 
Kinderzahl besteht die Möglichkeit, dass wäh-
rend des Zeitraums der Entlastung überhaupt 
kein Beitrag zur Pflegeversicherung gezahlt 
werden muss. Damit würde die gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe Familienlastenausgleich - 
dieser Ausgleich ist im Prinzip steuerlich zu 
regeln - der schwächsten Säule der Sozialver-
sicherung, der Pflegeversicherung, übertragen. 
Wir halten das für sehr problematisch und 
lehnen es ab.  
 
 
Abg. Dr. Marlies Volkmer (SPD): Ich habe 
auch danach gefragt, ob der Vorschlag der 
FDP Ihrer Meinung nach dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts gerecht wird. Sie beide 
haben diese Frage noch nicht beantwortet.  
 
 
SV Jürgen Sendler (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Es ist ein Versuch. Ich halte es 
aber für den falschen Weg. Damit schließe ich 
mich dem an, was Herr Kesselheim und Herr 
Professor Ruland zuvor gesagt haben.  
 
 
SV Harald Kesselheim (AOK-
Bundesverband): Herr Professor Krasney hat 
schon zu Beginn dieser Anhörung darauf hin-
gewiesen: Es ist einer der Wege, die das Bun-
desverfassungsgericht aufzeigt.  
 
 
Abg. Dr. Erika Ober (SPD): Meine Frage 
bezieht sich auf den Antrag der CDU/CSU-
Fraktion. Ich richte sie an den Familienbund 
der Katholiken, an die Evangelische Aktions-
gemeinschaft für Familienfragen, an den Deut-

schen Familienverband und an den Verband 
Alleinerziehender Mütter und Väter.  
 
Nach dem Antrag der CDU/CSU-Fraktion 
sollen Kinder nur bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres berücksichtigt werden. Hal-
ten Sie es für angemessen, dass zum Beispiel 
Eltern mit einem 20-jährigen Kind, das sich im 
Studium befindet, im Hinblick auf das Bei-
tragsrecht der Pflegeversicherung mit Kinder-
losen gleichgestellt werden sollen? Würde dies 
umgesetzt, hätte das zur Folge, dass sie den 
Beitragszuschlag von 0,1 Prozentpunkten ak-
zeptieren müssen, aber keinen Kinderbonus 
mehr erhalten können?  
 
 
SV Reinhard Loos (Familienbund der Katho-
liken):Wir halten es für ganz wichtig - wir 
lesen das auch aus dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts von April 2001 heraus; das 
steht dort an verschiedenen Stellen -, dass alle 
Familien, die durch Kindererziehung belastet 
sind, bei der Pflegeversicherung entlastet wer-
den, und zwar auf der Beitragsseite. Eine feste 
Altersgrenze bei 18 Jahren kann man also nicht 
ziehen. Vielmehr muss man alle Familien be-
rücksichtigen, die durch finanzielle Aufwen-
dungen für die Kindererziehung belastet sind. 
 
Wir haben in unserer Stellungnahme vorge-
schlagen, die Gewährung von Entlastungen 
oder Ähnlichem an die Anzahl kindergeldbe-
rechtigter Kinder - der Anspruch auf Kinder-
geld ist auch für den Arbeitgeber leicht fest-
stellbar; schließlich gibt es einen Kindergeld-
bescheid - zu knüpfen. Das wäre einfach und 
gerecht.  
 
 
Vorsitzender Abg. Klaus Kirschner SPD): 
Die Evangelische Aktionsgemeinschaft für 
Familienfragen hat ihre Teilnahme abgesagt. 
 
 
SV Dr. Marcus Ostermann (Deutscher Fami-
lienverband): Unsere Überlegungen gehen in 
die Richtung, die der Vertreter des Familien-
bunds der Katholiken angestellt hat. Ich möch-
te hinzufügen, dass von den drei vorliegenden 
Konzepten unserer Ansicht nach das Konzept 
der CDU/CSU-Fraktion am geeignetsten ist, 
um das Pflegeversicherungsurteil des Bundes-
verfassungsgerichts umzusetzen.  
 
Was wir an diesem Konzept am meisten kriti-
sieren, ist der Vorschlag, das Erreichen der 
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Volljährigkeit zur Altersgrenze zu machen. Die 
finanziellen Belastungen von Familien sind 
nämlich sehr oft gerade danach, zum Beispiel 
weil Kinder eine Berufsausbildung machen 
oder studieren, besonders hoch. 
 
Unser Vorschlag zielt daher ebenfalls darauf 
ab, die Vergünstigungen an die Zahlung des 
Kindergeldes zu koppeln. Anstatt eines pau-
schalen Bonus von 5 Euro halten wir es für 
sinnvoller, bei Personen mit Kindern das Exis-
tenzminimum beitragsfrei zu stellen. Das 
könnte einer Entlastung von etwa 5 Euro ent-
sprechen. Das wäre unserer Ansicht nach, sys-
tematisch gesehen, sauberer. 
 
 
SVe Marion von zur Gathen (Verband Al-
leinerziehender Mütter und Väter): Ich kann 
mich den Ausführungen meiner Vorredner im 
Grunde genommen anschließen. Auch der 
VAMV präferiert die Entlastung von Eltern für 
den gesamten Zeitraum, in dem Kinder betreut 
und erzogen werden. Er hält es für sinnvoll, die 
Entlastung an den Bezug von Kindergeld zu 
knüpfen. Durch eine solche Regelung wäre die 
Entlastung über das 18. Lebensjahr des kinder-
geldberechtigten Kindes hinaus sichergestellt.  
 
 
Abg. Wolfgang Zöller (CDU/CSU): Meine 
erste Frage richtet sich an die Spitzenverbände 
der Krankenkassen, an den Verband Deutscher 
Rentenversicherungsträger, an Professor So-
dan, an Professor Bomsdorf und an Dr. Roth-
gang.  
 
Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
verlangt eine Entlastung von Kinder erziehen-
den Versicherten während der Erziehungspha-
se auf der Beitragseite. Wird die Koalition 
diesem Urteil gerecht, wenn sie Kinderlose 
belastet, ohne Versicherte mit Kindern zu ent-
lasten? Wie beurteilen Sie die Tatsache, dass 
im Gesetzentwurf der Koalition weder nach 
der Anzahl differenziert wird noch danach, ob 
die Kinder noch in der Erziehungsphase oder 
schon erwachsen sind? Sehen auch Sie die 
Gefahr, dass bei Verabschiedung dieses Ge-
setzentwurfs die nächste Anrufung des Bun-
desverfassungsgerichts vorprogrammiert ist?  
 
 
SV Stefan Sieben (VdAK/AEV): Wir haben 
bereits von den Vorrednern gehört, dass das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts ver-
schiedene gangbare Wege aufzeigt. Mit dem 

Gesetzentwurf der Bundesregierung wird einer 
dieser Wege eingeschlagen. Mit anderen Wor-
ten: Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
lässt dem Gesetzgeber einen Gestaltungsspiel-
raum, den er mit diesem Gesetzentwurf genutzt 
hat. Wir meinen, dass der Ansatz der Koaliti-
on, Kinderlose zu belasten und Versicherte mit 
Kindern zu entlasten, ein durchaus beschreitba-
rer Weg ist. 
 
Außerdem wurde danach gefragt, was wir da-
von halten, dass nicht danach differenziert 
wird, ob Kinder noch erzogen werden. Das ist 
für die Kranken- und Pflegekassen eine prakti-
sche Angelegenheit. Aus unserer Sicht wäre 
die Umsetzung eines solchen Gesetzes relativ 
einfach, weil es keine Rolle spielt, ob sich 
jemand in der Erziehungsphase befindet. Statt-
dessen gilt es, festzustellen, ob eine Person ein 
Kind hat oder nicht. 
 
Ob mit diesem Weg verfassungsgerichtliche 
Probleme verbunden sind, ist in der heutigen 
Zeit ohnehin immer eine Frage. Wann immer 
ein Gesetz verabschiedet wird, besteht die 
Gefahr, dass es angefochten wird.  
 
 
SV Franz Prof. Dr. Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger): Man ver-
folgt den - meines Erachtens verkehrten - An-
satz einer Entlastung über Sozialversiche-
rungsbeiträge. Man wird den eingeschlagenen 
Weg möglicherweise dadurch rechtfertigen, 
dass man sagt: Dieses Gesetz dient primär der 
Deckung des Defizits der Pflegekassen - der 
Beitragssatz hätte ohnehin angehoben werden 
müssen -; wir nehmen die Familien mit Kin-
dern aus dieser Beitragssatzanhebung heraus. 
Die notwendige Beitragssatzanhebung ist in 
der Tat ein Weg - Herr Krasney hat das eben 
schon ausgeführt -, um die Familien besser zu 
stellen. Diese Differenzierung könnte den Vor-
gaben des Bundesverfassungsgerichts entspre-
chen. Das ändert aber nichts daran, dass ich 
diesen Weg generell für falsch halte.  
 
Wie falsch dieser Weg ist, zeigt sich in Fol-
gendem: Wenn man lediglich danach differen-
ziert, ob Kinder erzogen worden sind oder 
nicht, stößt man auf eine weitere Problematik. 
Karlsruhe fordert unter Buchstabe D Ab-
schnitt II seiner Entscheidung eine relative 
Entlastung. Dort steht außerdem, dass die rela-
tive Entlastung bereits ab dem ersten Kind 
eintreten muss. Das heißt, dass die Entlastung 
in der Relation zur Kinderzahl zu stehen hat. 
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Schon hier gibt es die ersten verfassungsrecht-
lichen Probleme mit dieser Regelung.  
 
Vor allen Dingen ist die Definition von „El-
tern“ merkwürdig; denn es kommt nicht unbe-
dingt darauf an, ob jemand selbst Kinder erzo-
gen hat. Wenn beispielsweise ein 50- oder 
60-Jähriger eine Witwe mit zwei Kindern hei-
ratet, dann wird er Stiefvater dieser Kinder, 
wodurch er unter die in diesem Gesetzentwurf 
vorgesehene Begünstigung fällt, und zwar 
selbst dann, wenn er selbst nie Kinder großge-
zogen hat. Das ist sicherlich nicht Sinn des 
Karlsruher Urteils. Es gibt daher auch an die-
sem Punkt erhebliche verfassungsrechtliche 
Probleme. Das sind aber nicht die einzigen 
dieses Gesetzentwurfs.  
 
 
SV Prof. Dr. Helge Sodan: Erlauben Sie mir 
zunächst einen Hinweis auf die Bindungswir-
kung des Urteils des Bundesverfassungsge-
richts vom 3. April 2001. Nach ständiger 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts entfalten diese Bindungswirkung nicht 
nur der Entscheidungstenor, sondern auch die 
entscheidungstragenden Gründe. In der Formu-
lierung dieser Gründe weist das Bundesverfas-
sungsgericht darauf hin, dass eine relative Ent-
lastung bei den Beiträgen erfolgen muss. Diese 
Formulierung spricht dafür, dass für den Ge-
setzgeber ein Spielraum besteht, ob er die Bei-
träge zugunsten der Personen mit Kindern 
senkt oder ob er - umgekehrt - eine Erhöhung 
der Beiträge zulasten derjenigen regelt, die 
kinderlos sind. Dieser Gesetzentwurf sieht eine 
Erhöhung um 0,25 Beitragssatzpunkte vor und 
ist insoweit nicht zu beanstanden. Politisch 
habe ich das nicht zu bewerten. 
 
Beanstandenswert ist allerdings, dass dieser 
Gesetzentwurf zwischen Familien mit einem 
Kind und Familien mit zehn Kindern nicht 
differenziert. Ich darf daran erinnern, dass dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
3. April 2001 ein Fall zugrunde lag, in dem ein 
Vater mit zehn Kindern Verfassungsbeschwer-
deführer war. Folgt man diesem Gesetzent-
wurf, scheint es völlig unerheblich zu sein - 
genau da liegt das Problem -, wie viele Kinder 
eine Familie wirklich hat und welche Belas-
tungen damit für eine Familie bestehen. Ich 
verstehe die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts so, dass es auf genau diese Be-
lastungen ankommt und dass ein Ausgleich 
innerhalb der Solidargemeinschaft stattfinden 
soll. 

 
Die Gleichbehandlung von Versicherten mit 
einem Kind und solchen mit mehreren Kindern 
verstößt meines Erachtens gegen Art. 3 Abs. 1 
des Grundgesetzes - also gegen den allgemei-
nen Gleichheitssatz - in Verbindung mit Art. 6 
Abs. 1 des Grundgesetzes. Dieser Gesetzent-
wurf bietet an diesem Punkt eine enorme An-
griffsfläche. 
 
 
SV Prof. Dr. Eckart Bomsdorf: Der Titel 
dieses Gesetzentwurfes lautet: Entwurf eines 
Gesetzes zur Berücksichtigung der Kinderer-
ziehung im Beitragsrecht der sozialen Pflege-
versicherung  
 
Es ist also eigentlich nicht vorgesehen, die 
finanziellen Nöte der Pflegeversicherung im 
nächsten Jahr zu lindern.  
 
Das Ganze kann man natürlich auch anders 
sehen: Grundsätzlich ist der Beitragssatz von 
1,7 Prozent auf 1,95 Prozent gestiegen und 
Personen mit Kindern bekommen eine entspre-
chende Entlastung. Wer diese Sicht teilt, muss 
zu dem Ergebnis kommen, dass Personen mit 
Kindern ihre Entlastung vollständig selbst 
finanzieren.  
 
Es wurde danach gefragt, inwieweit die Anzahl 
der Kinder und die Tatsache, dass Kinder noch 
in der Erziehungsphase oder schon erwachsen 
sind, eine Rolle spielen sollte. Das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts macht meiner Mei-
nung nach drei Vorgaben:  
 
Erstens. Personen mit Kindern und Personen 
ohne Kinder sollen unterschiedlich behandelt 
werden. 
 
Zweitens. Die Entlastung soll in der Erzie-
hungsphase stattfinden. 
 
Drittens. Die Entlastung soll in Abhängigkeit 
von der Anzahl der Kinder stehen.  
 
Der unterschiedlichen Behandlung von Perso-
nen mit Kindern und von Personen ohne Kin-
der wird sicherlich Rechnung getragen. Das-
selbe gilt für die Vorgabe der Entlastung in der 
Erziehungsphase; allerdings findet die Entlas-
tung noch weit darüber hinaus statt. Herr Ru-
land hat ein Beispiel gegeben, das zwar viel-
leicht etwas extrem war, aber klarstellt, dass 
eine generelle Lösung nicht unproblematisch 
ist. Ich halte die Berücksichtigung der Kinder-
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zahl für ganz wichtig. Der Beschwerdeführer 
hat - Herr Sodan hat es bereits ausgeführt - 
zehn Kinder. Er wird - zu Recht - sofort wieder 
auf der Matte stehen und sagen: Es geht nicht 
an, dass nur danach unterschieden wird, ob 
man Kinder hat oder nicht.  
 
 
SV Dr. Heinz Rothgang: Was den ersten 
Punkt angeht, stimme ich mit Herrn Sodan 
vollkommen überein. Es geht dem Bundesver-
fassungsgericht darum, dass Personen mit Kin-
dern und Personen ohne Kinder unterschied-
lich behandelt werden müssen. Eine solche 
unterschiedliche Behandlung kann man errei-
chen, indem man Kinderlose belastet oder 
Eltern entlastet. Insofern genügen die in die-
sem Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen 
dieser Vorgabe des Verfassungsgerichts.  
 
Das sehe ich in Bezug auf die beiden anderen 
Vorgaben nicht so. Wie alle meine Vorredner 
denke auch ich, dass die Zahl der Kinder un-
bedingt zu berücksichtigen ist. In der Argu-
mentation des Verfassungsgerichts wird auf 
die Erziehungsleistungen abgestellt und darauf, 
dass andere, die diese Erziehungsleistungen 
nicht erbringen, einen Vorteil haben. Dieser 
Vorteil besteht in den zukünftigen Beitragszah-
lungen der Kinder. Zwei Kinder werden mehr 
Beiträge zahlen als ein Kind und zehn Kinder 
natürlich noch mehr. Wenn man auf die Leis-
tung abstellt, dann muss die Entlastung - das 
ist, denke ich, zwingend - auch proportional 
zur Zahl der Kinder erfolgen. 
 
Nun zu der Frage, ob die Entlastung nur in der 
Erziehungsphase oder auch darüber hinaus 
gewährt werden soll. Das Bundesverfassungs-
gericht hat deutlich gesagt, dass es um die 
Erziehungsphase geht. Wenn wir uns den Ge-
setzentwurf der Regierungsfraktionen an-
schauen, dann stellen wir im Übrigen fest: Er 
führt zu einer ungleichen Entlastung. Die Ent-
lastung ist abhängig davon, wann die Kinder 
geboren worden sind. Personen, die mit 
23 Jahren Eltern werden, werden ihr Leben 
lang entlastet. Personen, die erst mit 40 Jahren 
Eltern werden, werden nur für einen geringe-
ren Zeitraum entlastet. 
 
(Lachen bei der SPD – Parl. Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk,: Die Argumentation ist 
absurd!) - Nein.  
 
 

SV Dr. Heinz Rothgang: Danke. - Wenn die 
Leistung - sie besteht in der zukünftigen Bei-
tragszahlung - entgolten werden soll, dann 
muss jedes Kind für die Versichertengemein-
schaft gleich viel wert sein. Daraus folgt, dass 
auch die Entlastung für jedes Kind in gleichem 
Umfang erfolgen muss. Sie muss also ein-
kommensunabhängig und unabhängig vom 
Zeitpunkt der Geburt des Kindes sein.  
(Lachen bei der SPD) 
 
- Sie muss unabhängig davon sein, wie alt die 
Eltern zum Zeitpunkt der Geburt des Kindes 
sind.  
 
 
Abg. Andreas Storm (CDU/CSU): Nachdem 
wir nun erfahren haben, dass der Gesetzent-
wurf offenbar unzureichend differenziert, was 
die Kinderzahl und die Frage der Berücksichti-
gung der Erziehungsphase angeht, nun zu ei-
nem Punkt, bei dem der Gesetzentwurf überra-
schend stark differenziert, nämlich bei den 
Rentnern. Deshalb frage ich die Rentenversi-
cherungsträger, die BfA sowie die Sachver-
ständigen Professor Sodan, Professor Boms-
dorf und Dr. Rothgang: Halten Sie die im Ge-
setzentwurf vorgesehene Regelung mit dem 
Stichtag 1. Januar 1940, mit der die ältere Ge-
neration in zwei Gruppen eingeteilt wird, für 
begründbar? Gibt es tatsächlich so große Un-
terschiede, beispielsweise zwischen den Ge-
burtsjahrgängen 1939 und 1940, dass eine 
Ungleichbehandlung der Versicherten pauschal 
nach dem Geburtsjahr zu rechtfertigen ist? Wie 
ist diese Regelung im Hinblick auf die Tatsa-
che zu bewerten, dass die Rentner seit dem 
1. April 2004 abweichend von den anderen 
Versicherten allein den vollen Pflegebeitrag 
bezahlen, und zwar unabhängig vom Geburts-
jahr? 
 
An die Rentenversicherungsträger habe ich 
insbesondere die Frage, ob diese Regelung 
dazu führt, dass die Umsetzung zum 1. Januar 
2005 gefährdet ist. Sie sagen, es müsse mögli-
cherweise eine Übergangsregelung geschaffen 
werden. Wie groß ist der Personenkreis, der 
davon betroffen wäre? Müssten die Rentenver-
sicherungsträger möglicherweise zunächst 
einmal eine größere Zahl von Rentnern be-
lasten, die dann später Rückzahlungen bekä-
men? Wenn ja, welchen Personenkreis würde 
das betreffen?  
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SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger): Die Frage 
von Herrn Storm bringt mich in eine Zwick-
mühle, weil sie mich dazu zwingt, mich ent-
weder für die Fakten oder für die Interessen 
der Rentenversicherung zu entscheiden. Ich 
entscheide mich für die Fakten. 
 
Wenn man von den Fakten ausgeht, lässt sich 
der 1. Januar 1940 als Stichtag nicht rechtferti-
gen. Für diese Festlegung gibt es keinen 
Grund. Anhand der Nettoreproduktionsraten 
stellen wir einen großen Bruch im Jahr 1969 
fest. Da betrug die Geburtenziffer je Frau noch 
2,21. Im Jahr 1970 sank sie auf 2,01. Diese 
Entwicklung setzte sich dann weiter fort. 
 
Die Frauen, die vor 1933 geboren worden sind, 
haben bei der Geburtenziffer noch die Grenze 
von 2,0 überschritten. Wenn man einen Stich-
tag festlegen will, dann müsste man ihn etwa 
in das Jahr 1933 legen. Was die Festlegung 
genau angeht, zum Beispiel 1933 oder 1934, 
kann man allerdings sozusagen würfeln. Ein 
sachgerechter Grund für den Stichtag im Jahr 
1940 lässt sich anhand der Statistiken nicht 
feststellen.  
 
Wenn die Altersgrenze gesenkt wird, dann 
kommen Mehrbelastungen auf die Rentenver-
sicherung zu. Das kann aber kein Grund dafür 
sein, zu sagen: Das gewählte Datum ist verfas-
sungsrechtlich sachgerecht. Von den Zahlen 
her - ich habe die Statistiken dabei; ich bin 
gern bereit, sie dem Ausschuss zur Verfügung 
zu stellen - lässt sich die Festlegung auf das 
Jahr 1940 nicht rechtfertigen. Die Brüche sind 
später aufgetreten. Im Übrigen hat es auch 
schon vorher Brüche gegeben, ohne dass das 
Thema „weniger Kinder“ diskutiert worden 
wäre. Den letzten entscheidenden Bruch gab es 
etwa um 1970. Das deckt sich in etwa mit dem 
Geburtsjahrgang 1933. Von daher könnte man 
wesentlich mehr zurückgehen.  
 
Andererseits hat Karlsruhe festgestellt, der 
Gesetzgeber habe 1994 seine Grenzen über-
schritten. Wenn man das Gesetz entsprechend 
auslegt, dann kann man sogar noch wesentlich 
mehr Jahrgänge von der Beitragspflicht aus-
nehmen. Insofern hat der Gesetzgeber sicher-
lich einen Spielraum. Der Stichtag 1. Januar 
1940 ist jedenfalls relativ willkürlich gewählt.  
Es trifft zu, dass die Rentner schon dadurch 
belastet werden, dass sie den vollen Pflegever-
sicherungsbeitrag zahlen müssen. Wir leiden 
noch unter der Flut der Widersprüche. Die 

Umsetzung des vorliegenden Gesetzentwurfs 
zum 1. Januar 2005 würde uns massive Prob-
leme bereiten, Herr Storm. Bestimmte Daten 
über Kinder, etwa darüber, ob Kindererzie-
hungszeiten anzurechnen sind, oder darüber, 
ob eine große oder kleine Witwenrente zu zah-
len ist, sind noch im Datensatz des Renten 
Service der Post. Insofern kann uns die Post 
helfen. Theoretisch könnten wir also für etwa 
1,3 oder 1,4 Millionen Rentner von insgesamt 
4,3 Millionen betroffenen Rentnern feststellen, 
ob sie Kinder gehabt haben oder nicht, und 
damit feststellen, ob sie den Beitragszuschlag 
zahlen müssen oder nicht. Bei den restlichen 
rund 3 Millionen Rentnern müssten wir den 
Zuschlag zunächst einziehen, obwohl unsere 
Berechnungen zeigen, dass das in 1,9 Millio-
nen Fällen rückgängig gemacht werden muss, 
weil im Laufe des dann folgenden halben Jah-
res ein Nachweis darüber erbracht wird, dass 
Kinder erzogen worden sind.  
 
Wenn wir die Aktion mit viel Aufwand starten, 
dann wissen wir also schon, dass wir in zwei 
Drittel der Fälle falsche Bescheide erlassen, 
die angefochten werden. Im schlimmsten Fall 
entsteht Verwaltungsaufwand nur dafür, dass 
15 Euro erhoben werden und dann 15 Euro 
zurückgezahlt werden. Wenn es dann nur um 
einen Monat geht, liegen die Beträge unterhalb 
der Geringfügigkeitsgrenze und dann dürfen 
wir gar nicht zurückzahlen; § 118 Abs. 2 a 
SGB VI ist nämlich nicht geändert worden. 
Das heißt, es wird ein großer Verwaltungsauf-
wand entstehen und dann muss das zum größ-
ten Teil rückgängig gemacht werden. Das ist 
auch vor dem Hintergrund zu sehen, dass die 
Rentenversicherung ja aufgefordert worden ist, 
deutlich Verwaltungskosten einzusparen. So 
lässt sich das jedenfalls nicht realisieren.  
 
 
SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Zunächst zu der Frage, 
ob der Stichtag 1. Januar 1940 gerechtfertigt 
ist. Der erste Aspekt dazu ist der, den auch 
Herr Ruland schon beleuchtet hat, nämlich die 
Geburtenhäufigkeit. In dem Punkt möchte ich 
mich ihm anschließen. Das kann kein Argu-
ment für eine Differenzierung sein, weil das 
Sinken dieser Zahl ein schleichender Prozess 
war; das kann nicht an einem Stichtag festge-
macht werden.  
Allerdings kann die Grenze „65. Lebensjahr“ - 
der Stichtag 1. Januar 1940 unterscheidet ja 
gerade zwischen denen, die das 65. Lebensjahr 
vollendet haben, und denen, die es noch nicht 
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vollendet haben - unter dem Aspekt ge-
rechtfertigt sein, auch in sachlicher Hinsicht, 
dass ein Mensch mit dem 65. Lebensjahr in der 
Regel sein Arbeitsleben beendet hat, aus dem 
Erwerbsprozess ausgeschieden ist und eben 
wirklich im Rentenalter ist. Da kann er eine 
gewisse Stabilität seiner Rentenbezüge erwar-
ten, also erwarten, dass nicht ständig Verände-
rungen eintreten und zusätzliche Belastungen 
auf ihn zukommen. Unter diesem Aspekt kann 
ich den Stichtag durchaus rechtfertigen.  
 
Erst recht möchte ich ihn unter dem Aspekt der 
verwaltungsmäßigen Umsetzung rechtfertigen. 
Es macht schon einen Unterschied, ob man bei 
3 Millionen Versicherten oder bei 22 Millionen 
Versicherten Ermittlungen darüber anstellen 
muss, ob sie kinderlos sind oder nicht.  
 
Verfassungsrechtlich - das kann man in diesem 
Zusammenhang noch einmal sagen - macht es 
keinen Unterschied. Die Stichtagsregelung 
wird, glaube ich, wie immer in besonderer 
Weise akzeptiert werden. Damit wird das Bun-
desverfassungsgericht nach meiner Erfahrung 
sicherlich keine großen Probleme haben. 
 
Was die Umsetzung zum 1. Januar 2005 anbe-
langt, möchte ich in aller Deutlichkeit noch 
einmal sagen: Technisch ist es möglich. Natür-
lich können wir das zum 1. Januar 2005 für die 
3 Millionen Renten  umstellen, nämlich in der 
Weise, dass wir allen Betroffenen einen Nega-
tivbescheid erteilen, nach dem höhere Beiträge 
gezahlt werden müssen. Der Durchschnitts-
rentner muss dann etwa 3 Euro pro Monat 
zusätzlich zahlen. Wir müssten 3 Millionen 
belastende Bescheide erteilen, und zwar mit 
sofortigem Vollzug; der zusätzliche Beitrag 
würde von der Rente einbehalten.  
 
Das Ganze soll geschehen, ohne dass wir er-
mittelt haben, wer von diesen 3 Millionen Per-
sonen Kinder hat und wer keine Kinder hat. 
Nur bei denen, die kinderlos sind, ist der Zu-
schlag ja gerechtfertigt. Die Zahlen, die Herr 
Ruland vorgetragen hat, sind unsere gemein-
samen Zahlen. Wir werden insgesamt 1,9 Mil-
lionen Menschen in dieser Republik zu Un-
recht - das ist natürlich in Anführungsstrichen 
zu sehen; das Ganze ist ja dann gemäß dem 
Gesetz - belasten und bei diesen müssen wir 
anschließend alles rückgängig machen. Wir 
müssen den Bescheid aufheben, einen neuen 
Bescheid erteilen und letztlich auch die Zu-
schläge zurückzahlen.  
 

Das alles ist ein enormer Verwaltungsaufwand 
in der Sachbearbeitung, ein Verwaltungsauf-
wand, der vor allem deshalb problematisch ist, 
weil die Betroffenen dafür überhaupt kein Ver-
ständnis haben werden. Die Betroffenen wer-
den das nicht akzeptieren können. Sie werden 
Widerspruch einlegen. Wenn schon gegen eine 
so plausibel erklärbare Regelung wie die, nach 
der die Rentner den Beitrag zur Pflegeversi-
cherung allein aufbringen müssen, allein bei 
der BfA 600 000 Widersprüche eingehen, dann 
ist bei einer solchen Regelung wie der hier 
vorgesehenen mit einer wahren Flutwelle zu 
rechnen. Davor sollten wir uns alle schützen.  
 
 
SV Prof. Dr. Helge Sodan: Die Begründung 
zum Gesetzentwurf nimmt auf den Hinweis 
des Bundesverfassungsgerichts Bezug, dass 
seit Mitte der 60er-Jahre die Zahl der Lebend-
geborenen je Frau von 2,49 in rascher Folge 
auf mittlerweile 1,3 gesunken ist. Dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zufolge kann 
der Gesetzgeber die Benachteiligung der bei-
tragspflichtig Versicherten mit Kindern gegen-
über kinderlosen Mitgliedern der sozialen 
Pflegeversicherung, die jeweils der Generation 
der Beitragszahler angehören, so lange ver-
nachlässigen, wie eine deutliche Mehrheit der 
Versicherten Erziehungsleistungen erbracht 
hat.  
 
Ich halte es jedoch für sehr zweifelhaft, ob 
sozusagen eine kollektive Verantwortlichkeit 
einer bestimmten Generation für die Geburten-
rate zur Rechtfertigung der im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Privilegierung der vor 1940 
geborenen Kinderlosen im Vergleich zu den 
danach geborenen Kinderlosen dienen kann; 
denn die Ausführungen des Bundesverfas-
sungsgerichts, die ich soeben wiedergegeben 
habe, lassen sich doch auch schlicht so verste-
hen, dass der Gesetzgeber bis Mitte der 60er-
Jahre wegen der damals noch deutlich höheren 
Geburtenrate zur Regelung eines Familienlas-
tenausgleichs in der sozialen Pflegeversiche-
rung, hätte es sie damals schon gegeben, nicht 
verpflichtet gewesen wäre.  
 
Ergibt sich dann aber später aus der dramati-
schen Abnahme der Zahl der Kindererziehen-
den eine solche Pflicht, so dürfte es meines 
Erachtens nicht gerechtfertigt sein und damit 
gegen den allgemeinen Gleichheitssatz versto-
ßen, den in der geburtenstärkeren Zeit Kinder-
losen als einer damals deutlichen Minderheit 
die Erziehungsleistungen der seinerzeitigen 
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Mehrheit heute zugute kommen zu lassen und 
diese somit im Vergleich zu den nach 1940 
geborenen Kinderlosen zu privilegieren.  
 
 
SV Prof. Dr. Eckart Bomsdorf: An dieser 
Stelle - damit möchte ich an das anknüpfen, 
was Herr Ruland gesagt hat - interessiert nicht 
in erster Linie die Nettoreproduktionsrate, 
sondern im Grunde die tatsächliche Geburten-
zahl der Kohorten der Mütter der Jahrgänge, 
sagen wir, 1930, 1931 usw. Wenn man diese 
betrachtet, dann steht das im Raum, was Herr 
Ruland gesagt hat - ich kann das nur unterstüt-
zen -, nämlich dass die Zahl der Geburten pro 
Frau der Jahrgänge 1933/34 höher als zwei war 
und dass sie bei den Frauen der nächsten Jahr-
gänge langsam sank. Es ist allerdings nicht zu 
erkennen, dass es zwischen 1939 und 1940 
einen Bruch gegeben hat. Auch später ist kein 
Bruch zu erkennen. Der so genannte Pillen-
knick zeigt sich nur in der Periodenbetrachtung 
und nicht in der Kohortenbetrachtung.  
 
An dieser Stelle muss man eines sehen: Es geht 
in der Argumentation immer nur um die Müt-
ter. Die Frage ist doch: Wie alt sind denn die 
Väter? Dafür können wir das noch weniger 
begründen, weil wir keine Daten darüber ha-
ben, wann jemand Vater geworden ist; das ist 
eine etwas andere Betrachtung. 
 
(Heiterkeit) 
 
 
Vorsitzender Abg. Klaus Kirschner (SPD): 
Ich würde sagen: normalerweise bei der Geburt 
des Kindes.  
 
(Zurufe) 
 
 
SV Prof. Dr. Eckart Bomsdorf: Das meine 
ich ja. Aber die Väter haben ja nicht unbedingt 
dasselbe Alter wie die Mütter. So ins Detail 
wollte ich doch nicht gehen. 
 
(Heiterkeit) 
 
Bei dieser Generationenbetrachtung haben wir 
ein großes Problem. Es ist nicht so, dass es 
nicht auch früher Kinderlose gegeben hätte; 
aber heute - das ist für mich das Entscheiden-
de - gibt es zwei Gruppen: die Gruppe der Kin-
derlosen und die Gruppe der Personen mit 
Kindern. Diejenigen, die Kinder haben, haben 
im Durchschnitt wesentlich mehr als diese 

berühmten 1,3 oder 1,4 Kinder. Da hat eine 
stärkere Polarisation stattgefunden. Diese muss 
in gewisser Hinsicht berücksichtigt werden. 
 
Zu den organisatorischen Fragen möchte ich 
mich im Einzelnen nicht äußern.  
 
Was die Jahrgänge 1939 bzw. 1940 betrifft, 
möchte ich nur noch einmal Folgendes sagen: 
Wenn man an das Kindergeld anknüpft, dann 
wird die Jahrgangsregelung völlig uninteres-
sant sein.  
 
 
SV Dr. Heinz Rothgang: Wenn man nach der 
Kinderzahl oder nach dem Kinderstatus diffe-
renziert, dann finde ich es schwer begründbar, 
dass man bestimmte Kohorten komplett von 
der Differenzierung ausnimmt. Sauberer wäre 
es, dann auch bei den Kohorten der Jahrgänge 
vor 1940 nach dem Kinderstatus zu differen-
zieren. Wie wir gerade von den Rentenversi-
cherungsträgern gehört haben, ist das aller-
dings technisch sehr aufwendig und sehr 
schwierig. Das ganze Problem würde vermie-
den, wenn man zu einer Regelung des Inhalts 
käme, bei der die Entlastung nur stattfindet, 
solange die Kinder noch in einer Phase sind, in 
der Erziehungsleistungen erbracht werden, das 
heißt bis sie 18 Jahre alt sind oder solange 
Kindergeld gezahlt wird. Bei einer solchen 
Regelung hätte man all die geschilderten Prob-
leme vermieden. Sachgerechter wäre sie mei-
nes Erachtens auch.  
 
 
Abg. Petra Selg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Meine erste Frage richtet sich an Herrn 
Rothgang und an die Spitzenverbände der 
Kranken- und Pflegekassen. Durch die Erhe-
bung des Beitragszuschlags von 0,25 Prozent 
werden wir im Jahr 2005 circa 700 Millionen 
Euro generieren. Es wird davon ausgegangen, 
dass diese Einnahmen der Pflegeversicherung 
weiter steigen. Die Mittel sollen in die Defizit-
deckung fließen. Ich frage Sie: Wie lange wer-
den diese Mehreinnahmen Ihres Erachtens 
schätzungsweise zur Stabilisierung der Finanz-
lage der Pflegeversicherung reichen?  
 
 
SV Dr. Heinz Rothgang: Das hängt natürlich 
in erster Linie von der Einnahmeentwicklung 
ab, die wir sehr viel schlechter vorhersagen 
können als die Ausgabenentwicklung, weil da 
gerade in den nächsten Jahren die konjunktu-
relle Komponente sehr stark zu Buche schla-
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gen wird. Nach den aktuellen Zahlen werden, 
wenn ich das richtig sehe, noch innerhalb die-
ser Dekade, zu Beginn der nächsten Legisla-
turperiode trotz dieser Mehreinnahmen Prob-
leme in dem Sinne auftreten, dass die notwen-
dige Rücklage unterschritten wird. 
 
Das alles gilt aber nur bei konstantem Leis-
tungsrecht. Ein Hauptproblem der Pflegeversi-
cherung ist aber, dass die Leistungen generell 
nicht dynamisiert werden und dass es in be-
stimmten Bereichen - ich spreche einmal das 
Problem der Dementen an - ohnehin zu wenig 
Leistungen gibt. Wenn die Leistungen regelge-
bunden dynamisiert werden, etwa entspre-
chend der Preisentwicklung, sodass die Leis-
tungen der Pflegeversicherung nicht jedes Jahr 
real weniger wert werden, dann geraten wir in 
ein finanzielles Problem, das wir mit diesen 
700 Millionen Euro nicht annähernd lösen 
können. Bei dieser Perspektive wäre das nur 
ein Tropfen auf den heißen Stein. Wir brau-
chen möglichst bald eine weiter gehende Re-
form der Finanzierung der Pflegeversicherung. 
 
 
SV Harald Kesselheim (AOK-
Bundesverband): Ich bin da nicht ganz so pes-
simistisch, wie es Herr Dr. Rothgang gerade 
dargestellt hat. Jedoch besteht, zumindest nach 
unseren Prognosen - es gibt aber, soweit mir 
bekannt ist, keinen großen Unterschied zu den 
Berechnungen der Bundesregierung -, auf der 
Einnahmeseite nach wie vor ein Problem. Da-
nach würden wir im nächsten Jahr bei einem 
Defizit von ungefähr 0,9 Milliarden Euro lan-
den. Wenn wir jetzt die 720 Millionen Euro 
gegenrechnen, gäbe es nur ein leichtes Defizit. 
Zudem zeichnet sich inzwischen, ganz vorsich-
tig geschätzt, ab, dass unsere Situation in die-
sem Jahr aufgrund der Grundlohnsumme doch 
besser sein wird als nach den Kalkulationen, 
wenn auch wahrscheinlich nur um 0,2 Prozent-
punkte, sodass wir dank dieser zusätzlichen 
Einnahme das Jahr 2005 ohne Defizit überste-
hen würden.  
 
Damit verschiebt sich natürlich die gesamte 
Finanzprognose im Positiven nach hinten, so-
dass man davon ausgehen kann, dass die Un-
terschreitung des Niveaus der gesetzlichen 
Rücklage, die uns alle drückt, in der nächsten 
Legislaturperiode noch nicht eintritt. Dabei 
wird allerdings unterstellt, dass sich die kon-
junkturelle Entwicklung bzw. die Entwicklung 
der Lohnquote, auf die wir abstellen, weiter so 

vollzieht, wie es sich im Augenblick abzeich-
net.  
 
 
Abg. Petra Selg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Meine zweite Frage richtet sich wieder-
um an Herrn Rothgang und an den Vertreter 
des dpa. 
 
Wir haben ja schon gehört, wir bräuchten wei-
tere Reformen. Die Opposition, FDP und 
CDU/CSU, schlagen weitere, grundlegende 
Reformen vor. Welche Reformen sind neben 
der finanziellen Stabilisierung der Pflegeversi-
cherung in der Pflegeversicherung am drin-
gendsten notwendig? Das hängt aber vom Geld 
ab. Deshalb: Welche Mehreinnahmen sind zur 
Finanzierung dieser Reformen notwendig und 
wie könnten diese generiert werden? 
 
 
SV Dr. Heinz Rothgang: Zu der Frage, wel-
che Reformen notwendig sind: Ich hatte gerade 
schon die Dementen angesprochen. Ich denke, 
es ist dringend notwendig, dass die derzeitige 
Benachteiligung der Dementen in der Pflege-
versicherung durch spezifische Leistungen für 
diese Gruppen angegangen wird. Wir haben 
mit dem Pflegeleistungs-Ergänzungsgesetz 
bereits einen ersten Schritt getan. Wenn ich es 
richtig sehe, werden diese Leistungen aber gar 
nicht in dem Maße abgerufen, wie es möglich 
wäre, was ein Hinweis darauf sein könnte - 
Herr Kesselheim mag darüber mehr wissen -, 
dass das Antragsverfahren relativ bürokratisch 
ist und die Leistungen relativ gering sind. Die-
se Mehrleistungen für die Dementen, die es 
schon gibt, haben also nicht das gebracht, was 
sie bringen sollten. Vor allem aber ist dies 
noch viel zu wenig. Ich denke also, dass wir in 
diesem Bereich eine Reform brauchen. 
 
Wir brauchen auch eine Flexibilisierung des 
Sachleistungskatalogs. Im Moment ist dieser 
Katalog sehr eng gefasst. Wenn man die Sach-
leistungen in Anspruch nimmt, ist man auf 
bestimmte verrichtungsbezogene Leistungen 
angewiesen. Hier wäre eine stärkere Flexibili-
sierung sinnvoll, auch um den ambulanten 
Bereich zu stärken. 
 
Zur Stärkung des ambulanten Bereichs - ich 
habe diesen Punkt gerade angesprochen - ist es 
sinnvoll, die professionellen Leistungen im 
ambulanten Bereich denen in den Pflegehei-
men anzunähern bzw. sie langfristig sogar auf 
das gleiche Niveau zu setzen, und zwar nicht 
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durch eine bloße Senkung der Leistungen im 
stationären Bereich. Man sollte sich irgendwo 
in der Mitte treffen, was eine Anhebung im 
ambulanten und eine Senkung im stationären 
Bereich bedeutet, gestreckt über einen be-
stimmten Zeitraum in Form eines Treppenmo-
dells. So könnten wir mittel- und langfristig 
dazu kommen, dass immer dann, wenn profes-
sionelle Pflege im Spiel ist, egal wo sie statt-
findet, gleiche Leistungen gewährt werden. 
Dies bietet auch die Möglichkeit, die starre 
Trennung zwischen ambulantem und stationä-
rem Sektor aufzuheben. 
 
Das alles ist natürlich nicht zum Nulltarif zu 
haben. Das betrifft insbesondere die Mehrleis-
tungen für die Dementen. Wo kommt mehr 
Geld her? Ich denke, eine Möglichkeit besteht 
in der Einführung von Bürgerversicherungs-
elementen in der Pflegeversicherung, also Be-
rücksichtigung anderer Einkommensarten bei 
der Beitragspflicht und Ausdehnung des versi-
cherten Personenkreises. Ich glaube allerdings, 
dass die dadurch erzielten Mehreinnahmen 
letztlich begrenzt sind. Das allein wird also 
nicht reichen; denken wir zum Beispiel an die 
regelgebundene Leistungsdynamisierung. 
 
Eine zweite Möglichkeit ist die Anhebung des 
Beitragssatzes. Die 1,7 Prozent sind nicht in 
Stein gemeißelt. Selbst in der Begründung zum 
Pflege-Versicherungsgesetz stand, dass man 
aus demographischen Gründen mit einem An-
stieg des Beitragssatzes auf 2,0 oder 2,2 Pro-
zent rechne. Die Möglichkeit, den Beitragssatz 
anzuheben, womöglich begrenzt auf den Ar-
beitnehmeranteil, sollte man nie aus den Au-
gen verlieren. Das ist ein relativ flexibles In-
strument, um die Finanzlage der Pflegeversi-
cherung in den Griff zu bekommen. 
 
Drittens wäre an eine additive Kapitalbildung 
zu denken. Damit meine ich nicht den Ersatz 
des umlagefinanzierten Verfahrens in der Pfle-
geversicherung durch ein kapitalfundiertes 
System. Das wäre mit Mehrbelastungen ver-
bunden, die in den nächsten 40 Jahren einfach 
nicht zu tragen wären. Es geht um die Einfüh-
rung additiver Elemente, das heißt, um die 
Bildung einer Säule neben dem umlagefinan-
zierten Verfahren. Es stellt sich die Frage, wie 
das ausgestaltet sein soll. Damit es nicht zu 
mehreren Systemen kommt, aus denen Leis-
tungen finanziert werden, mit den damit ver-
bundenen Schnittstellenproblemen, könnte ich 
mir eine additive Kapitalbildung im System 
vorstellen, beispielsweise durch einen ein-

kommensabhängigen Zusatzbeitrag für Versi-
cherte ab 65 Jahren, verbunden mit einer Vor-
sorgepflicht für die jüngeren Versicherten in 
einem dann möglicherweise obligatorischen 
Riester-Rentensystem. - Das ist natürlich alles 
Zukunftsmusik.  
 
 
Vorsitzender Abg. Klaus Kirschner (SPD): 
Wir sollten uns in den Fragen, die gestellt wer-
den, auf den Gesetzentwurf und die Anträge 
konzentrieren. 
 
 
SV Herbert Mauel (Bundesverband privater 
Anbieter sozialer Dienste): Es gibt eine Liste 
mit Dingen, die schnell zu erledigen sind, und 
eine Liste mit Dingen, die inhaltlich anzugehen 
sind. Die Berücksichtigung der Kinder steht 
sicherlich auf der „zeitlichen Liste“; aber der 
Reformbedarf ist vom Inhalt her deutlich grö-
ßer. Das ist nicht überraschend, weil die de-
mographische Entwicklung seit langem vor-
hersehbar ist. Insofern glauben wir, dass es 
nicht darum gehen kann, letztlich über Bei-
tragssenkungen zu reden. Wir müssen vielmehr 
über Beitragserhöhungen reden; eine andere 
Möglichkeit sehen wir nicht. Wenn man dem 
Ziel der Stabilisierung der Pflegeversicherung 
auf Dauer nachkommen möchte, muss man die 
Sozialhilfebedürftigkeit vermeiden. Ansonsten 
hätten wir ein steuerfinanziertes System. Das 
gilt insbesondere für die stationäre Pflege.  
 
Die Reformschritte, die unternommen werden 
müssen, sind bekannt. Die Berücksichtigung 
der Kindererziehung ist etwas, was schnell 
umgesetzt werden muss. Es gibt aber weitere 
Punkte: Die Pflege im stationären Bereich 
wäre, wenn man es so lässt, wie es im Gesetz 
steht, zum 1. Januar zu verändern. Aus unserer 
Sicht ist aber vor allen Dingen die Einnahmesi-
tuation in der Pflegeversicherung zu betrach-
ten, da die Zahl der Leistungsempfänger dras-
tisch ansteigen wird.  
 
 
Abg. Petra Selg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe eine Frage an die Vertreter der 
Bundesagentur für Arbeit und der Bundesver-
einigung der kommunalen Spitzenverbände. 
 
Der um 0,25 Prozentpunkte erhöhte Beitrags-
anteil soll von dem Mitglied getragen werden. 
Für kinderlose Empfänger von ALG II bzw. 
Sozialhilfe soll sichergestellt sein, dass das 
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Existenzminimum unangetastet bleibt. Sind die 
dafür vorgesehenen Regelungen eindeutig? 
 
 
SV Dr. Manfred Schnitzler (Bundesagentur 
für Arbeit): Um auf Ihre Frage einzugehen: 
Die Regelungen sind vom Gesetz her eindeu-
tig, und zwar insofern, als der Leistungsbezie-
her diesen Teil zu tragen hat, von daher auch 
der ALG-II-Empfänger. Andererseits gibt es 
Regelungen für ALG-II-Empfänger, wonach 
die Sozialbeiträge pauschal abgegolten wer-
den. Das ist ein kleiner Widerspruch. Wir ver-
stehen das Gesetz so, dass wir diesen Teil auch 
von ALG-II-Empfängern einbehalten müssen. 
Ich möchte aber noch einmal ganz klar beto-
nen, dass wir dies angesichts der Schwierigkei-
ten, die es in diesem Umfeld gibt, insbesondere 
durch die Personalbelastung aufgrund der Ver-
fahrensentwicklung, nicht bis zum 1. Januar 
2005 werden umsetzen können. 
 
Als Ergänzung zur Verfahrensvereinfachung 
möchten wir betonen - um auf die Vorredner 
einzugehen, die immer von einer relativen 
Entlastung sprachen -, dass unsere Leistungs-
bezieher im Grunde genommen nicht belastet 
sind, weil die Bundesagentur für Arbeit alle 
Beiträge aus Beitragsmitteln zahlt. Wir inter-
pretieren das Bundesverfassungsgerichtsurteil 
daher so, dass wir diese Leute nicht entlasten 
müssen, weil sie nicht belastet sind. In diesem 
Sinne plädieren wir dafür, dass die Leistungs-
empfänger gar keinen Zuschlag zahlen. 
 
 
SVe Dr. Irene Vorholz (Bundesvereinigung 
der kommunalen Spitzenverbände): Soweit in 
der Frage konkret auf die ALG-II-Empfänger 
abgestellt wurde, ist die Frage bereits vonsei-
ten der BA beantwortet worden; dafür ist die 
BA zuständig. Auch soweit die Kommunen im 
Rahmen des Optionsmodells diese Leistungen 
übernehmen, gilt das, was seitens der BA ge-
sagt wurde. 
 
Für Nicht-ALG-II-Empfänger ist die Frage 
relevant, sofern sie normale Sozialhilfeemp-
fänger sind. Wir hätten bei der Abwicklung 
technische Probleme. Ich will mich mit der 
Antwort darauf zurückhalten, ob das bis zum 
1. Januar zu bewerkstelligen sein wird. Das 
müsste man prüfen, wenn die endgültige Rege-
lung feststeht.  
 
 

Abg. Daniel Bahr (Münster) (FDP): Herr Pro-
fessor Eekhoff, nachdem Kollegin Selg eben in 
ihren Fragen dargestellt hat, dass das Gesetz 
auch benötigt wird, um die kurzfristigen Defi-
zite in der Pflegekasse auszugleichen, möchte 
ich Sie fragen, für wie nachhaltig Sie den Vor-
schlag halten, um die Defizite in der Pflege-
kasse auszugleichen, und wie groß Ihrer Mei-
nung nach das Reformzeitfenster für eine 
grundlegende Reform der Pflegeversicherung 
ist.  
 
 
SV Prof. Dr. Johann Eekhoff: Wenn man 
den engen Ansatz, der im Augenblick gewählt 
wird, zugrunde legt, kann man Folgendes sa-
gen: Das Bundesverfassungsgericht bemängelt, 
dass diejenigen, die keine Kinder haben, zu 
wenig zur Nachhaltigkeit bzw. Finanzierung 
der Pflegeversicherung beitragen. Wenn dem 
so ist, dann muss das, was heute von diesen 
Personen - ich formuliere es einmal vorsich-
tig - zusätzlich eingezahlt wird, in die Kapital-
deckung fließen. Nur dadurch kann später eine 
Entlastung erfolgen. Wenn nämlich die Mittel 
aus der Beitragssatzerhöhung unmittelbar für 
die jetzigen Leistungen im Rahmen der Pfle-
geversicherung verbraucht werden, erlaubt dies 
entweder eine Erhöhung der Leistungen oder 
verhindert eine Beitragssatzsteigerung und 
man müsste überlegen, ob man die Leistungen 
kürzt. Bei konsequenter Umsetzung gibt es 
also zwei Möglichkeiten, die eigene Pflege 
abzusichern: über Kinder oder über Kapitalde-
ckung. Wenn nicht genügend Kinder da sind, 
muss der ergänzende Teil in die Kapitalde-
ckung fließen. Ansonsten entsteht ein Nachhal-
tigkeitsproblem. 
 
Ich bin ein wenig erstaunt, dass eines hier nicht 
deutlicher zum Ausdruck kommt: Bei diesem 
Vorschlag wird vollkommen vernachlässigt, 
dass das Kernproblem der Pflegeversicherung 
ebenso wie bei vielen anderen Versicherungen 
in der Demographie liegt, darin, dass wir Las-
ten in die Zukunft verschieben. Das ist bisher 
weitgehend ausgeklammert worden. Man sollte 
deshalb wenigstens diesen ganz kleinen Schritt 
gehen und das, was man hier an Zusatzein-
nahmen erzielt, in die Kapitaldeckung geben.  
 
 
Abg. Dr. Heinrich Kolb (FDP): Meine Frage 
geht an Herrn Professor Eekhoff und Frau 
Professor Garms-Homolova. 
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Nach dem Vorschlag der Regierungskoalition 
wird eine Frau, die mit 23 Jahren ein Kind 
bekommt, ab diesem Zeitpunkt von der Bei-
tragssatzerhöhung ausgenommen, eine Frau, 
die mit 40 ihr erstes Kind bekommt - oder auch 
Zwillinge -, aber erst ab diesem Lebensjahr. 
Das bedeutet, dass die Erziehungsleistungen 
dieser beiden Frauen im Ergebnis unterschied-
lich gewertet werden; denn die Frau, die be-
reits mit 23 Jahren Mutter geworden ist, kann 
diesen Vorteil länger genießen. Ist das nicht 
eine Ungleichbehandlung? Wie ist das vor dem 
Hintergrund des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts zu sehen? 
 
 
SV Prof. Dr. Johann Eekhoff: Im Prinzip 
geht es darum - das ist hier schon deutlich 
geworden -, die Leistungen, die Familien durch 
Kindererziehung erbringen, in der Versiche-
rung zu berücksichtigen. Das ist die Kernidee. 
Wenn man diese Kernidee zugrunde legt, dann 
darf diese Leistung nicht danach bemessen 
werden, wann sie erbracht wird. Sie muss viel-
mehr für alle in gleichem Maße gewertet 
werden. Insofern ist die Regelung, dass jemand 
von dem Zeitpunkt an, an dem er ein Kind hat, 
bis zum Ende des Lebens entlastet wird, nicht 
angemessen. Man kann das anders regeln: Man 
kann einen bestimmten Zeitraum festlegen, 
zum Beispiel einen Zeitraum von 18 Jahren, 
und den Betrag dann so regulieren, dass die 
Entlastung für die Familien gleich hoch ist. 
Das ist der eine wichtige Punkt. Das Gleiche 
gilt für andere Regelungen, zum Beispiel bei 
der Anknüpfung an das Kindergeld oder daran, 
ob sich jemand in der Ausbildung befindet. 
Man gerät dabei immer in die Gefahr, eine 
unterschiedlich lange Zeit zu berücksichtigen.  
 
Es kommt darauf an, für jedes Kind - das ist 
ganz wichtig; das kam hier auch schon deutlich 
zum Ausdruck - und für jedes Kind in gleicher 
Höhe zu entlasten. Dagegen wird hier versto-
ßen.  
 
 
SVe Prof. Dr. Vjenka Garms-Homolova: Ich 
sehe darin schon eine erhebliche Ungerechtig-
keit und glaube, dass dies berücksichtigt wer-
den müsste.  
 
Hinzu kommt ein Punkt, der noch zu wenig in 
Betracht gezogen wurde: Wir sprechen über 
die Pflegeversicherung, aber denken, wenn wir 
uns auf die Urteile beziehen, eigentlich an die 
Sicherung der zukünftigen Pflege. Wir müssen 

auch vor Augen haben, wann der so genannte 
kleine Generationenvertrag zum Tragen 
kommt, wann sich zum Beispiel die tatsächli-
che Erziehungsleistung mit der Leistung für 
die dritte Generation überschneidet. Das ist in 
erster Linie dann der Fall, wenn das Kind der 
Eltern schon etwas älter ist, ab 20 Jahre. - Das 
ist das eine.  
 
Das andere ist, dass die ältere Mutter mit höhe-
rer Wahrscheinlichkeit zwei Leistungen zur 
gleichen Zeit erbringen muss. Ich denke, das 
ist eine ganz wesentliche Sache. Dies muss 
ebenfalls berücksichtigt werden.  
 
 
Abg. Daniel Bahr (Münster) (FDP): Ich habe 
eine Frage an den Vertreter der Bundesagentur 
für Arbeit: In der Stellungnahme stellen Sie 
dar, dass Sie planen, in Vorleistung treten zu 
müssen. Wie hoch beziffern Sie Ihren Entloh-
nungsanspruch, den Sie in Ihrer Stellungnahme 
einfordern? Mit wie viel müssten wir rechnen?  
 
 
SV Dr. Manfred Schnitzler (Bundesagentur 
für Arbeit): Sie beziehen sich auf unsere Posi-
tion, dass es sich bei dem zusätzlichen Beitrag 
zur Pflegeversicherung um ein Verhältnis zwi-
schen dem Beitragspflichtigen und einem an-
deren Träger, nämlich der Pflegeversicherung, 
handelt und wir uns als Durchlaufstation, 
sprich: Inkassounternehmen, sehen und eine 
entsprechende Vergütung postulieren. Wir 
konnten die Höhe aufgrund der Kürze der Zeit 
noch nicht genau verifizieren. Man kann sich 
das aber folgendermaßen vorstellen: Wenn wir 
von einem Durchschnittssatz in Höhe von 
3,65 Euro für die Pflegeversicherungszuschlä-
ge ausgehen und unsere Verfahren darauf ein-
stellen müssen, kommen wir auf einen relativ 
hohen Satz in Höhe von circa 1,50 Euro pro 
Überweisung, die bei uns an Zusatzkosten 
anfallen.  
 
 
Abg. Dr. Heinrich Kolb (FDP): Ich möchte 
die Vertreter des Zentralverbands des Deut-
schen Handwerks und der BDA fragen, wie 
hoch der bürokratische Aufwand aufseiten der 
Betriebe bei Umsetzung des Regierungsent-
wurfs bzw. des CDU/CSU-Antrags einge-
schätzt wird. Dies ist ja ein deutliches Gegen-
argument; nach dem CDU/CSU-Vorschlag 
muss lange Zeit nachgehalten werden, ob die 
Anspruchsvoraussetzungen gegeben sind.  
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SV Eugen Müller (Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände): Eine Be-
rechnung der zusätzlichen Aufwendungen 
können wir bisher nicht vorlegen. Ich hatte 
aber auf die unterschiedlichsten Fallgestaltun-
gen, die eintreten können, hingewiesen, und 
darauf, dass das Dokument, das dem Arbeitge-
ber zur Verfügung steht, die Lohnsteuerkarte, 
nicht ausreichend ist. Alles spricht dafür, dass 
es zu einem erheblichen Verwaltungsaufwand 
kommt. Deswegen sind wir für eine einfachere 
Lösung, die familienpolitisch systemgerecht, 
verfassungsrechtlich unbedenklich und mit 
erheblich weniger bürokratischem Aufwand 
verbunden ist, nämlich für eine entsprechende 
Berücksichtigung beim Kindergeld.  
 
Ich kann nur an den Gesetzgeber appellieren, 
eine Regelung zu treffen, die bei der Umset-
zung keinen Verdruss bringt. Der Bundeskanz-
ler hat heute allen Mitbürgerinnen und Mitbür-
gern gesagt, dass bei der Umsetzung der Ge-
setze Verdruss erzeugt wird. Meines Erachtens 
muss der Gesetzgeber dafür sorgen, dass dieser 
Verdruss erst gar nicht entstehen kann, dass 
also Gesetze verabschiedet werden, die sich 
wirklich umsetzen lassen. 
 
 
Vorsitzender Abg. Klaus  Kirschner (SPD): 
Herr Kollege Dr. Kolb, der Zentralverband des 
Deutschen Handwerks ist hier nicht vertreten. 
 
 
Abg. Daniel Bahr (Münster) (FDP): Ich 
möchte eine Frage an Herrn Professor Ruland 
vom VDR stellen: In Ihrer Stellungnahme stel-
len Sie dar, dass die Kindererziehung nicht im 
Versicherungskonto festgehalten wird. Welche 
Problematik bringt dann die Umsetzung des 
Vorschlages der CDU/CSU mit sich und wie 
hoch schätzen Sie den Aufwand durch die im 
Rahmen dieses Vorschlags erforderliche per-
manente Überwachung des Zahlfalles? 
 
 
SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger): Vorab noch 
ein Aspekt zu der Frage von eben: Es ist ja der 
jeweilige Leistungsträger, der sich für oder 
gegen die Elternschaft entscheidet. Es kann 
sein, dass dieser Leistungen aus der Arbeitslo-
senversicherung oder der Rentenversicherung 
bezieht. Das heißt, für 2,50 Euro oder 
3,60 Euro muss mit verschiedenen Behörden 
ein Schriftwechsel darüber geführt werden, ob 

Elternschaft vorliegt. Die verwaltungsmäßige 
Umsetzung ist da schon relativ schwierig.  
 
Im Vorschlag der CDU/CSU-Fraktion ist die 
Klärung der Elterneigenschaft auf die konkrete 
Erziehung abgestellt und damit sicherlich 
komplizierter. Wenn es so geregelt werden 
könnte, dass die Pflegekassen die Elterneigen-
schaft definieren und das den jeweiligen ande-
ren Trägern mitteilen, dann wäre der Vor-
schlag einfacher umsetzbar.  
 
 
Abg. Daniel Bahr (Münster) (FDP): Eine Fra-
ge an Herrn Professor Eekhoff. Wird sich bei 
Umsetzung des Regierungsvorschlages die 
Umverteilungswirkung der sozialen Pflegever-
sicherung verschärfen oder entkrampfen? Was 
glauben Sie: Welche Folgewirkungen hat es, 
dass der Vorteil letztlich von der Höhe des 
beitragspflichtigen Einkommens abhängig ist, 
und entspricht das Ihrer Auffassung vom Aus-
gleichen von Familienlasten? 
 
 
Sv Prof. Dr. Johann Eekhoff: Es sind ein 
paar Punkte nicht angesprochen worden, so 
auch die im ersten Teil Ihrer Frage angespro-
chene Umverteilungswirkung im Rahmen der 
Pflegeversicherung. Die Unterstützungswür-
digkeit von Haushalten wird am Lohneinkom-
men festgemacht; das heißt, dass diejenigen 
mit höheren Lohneinkommen mehr zahlen 
müssen. Nun wissen wir natürlich, dass diese 
Umverteilung vergleichsweise willkürlich ist 
und mit der zunehmenden Heranziehung ande-
rer Einkünfte und der Eröffnung von Gestal-
tungsmöglichkeiten wie vorgezogener Ruhe-
stand oder Altersteilzeit immer willkürlicher 
wird. All diese Dinge stellen die Verteilungs-
wirkung eigentlich auf den Kopf und sind in 
dieser Form nicht gewollt. Sie werden nicht 
behoben, sondern mit jeder Beitragssatzanhe-
bung verschärft. Insofern ist es eigentlich zu 
bedauern, dass dieser Weg eingeschlagen wur-
de und nicht ein anderer, der in Richtung stär-
kere Kapitaldeckung geht. 
 
Der zweite Punkt ist, dass schon ein großer 
Unterschied darin besteht - für diese Überle-
gung lässt, wie ich meine, auch das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts Spielraum -, ob 
man den Beitragssatz oder den Beitrag variiert. 
Eine Variierung des Beitragssatzes bedeutet, 
dass diejenigen den größten Vorteil haben, die 
Einkommen erzielen. Nun erzielen aber gerade 
diejenigen, die Kinder erziehen, in dieser Zeit 
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wenig Einkommen. Insofern hilft ihnen das nur 
wenig. Also müsste man die Entlastung eigent-
lich pauschalieren und den Beitrag variieren. 
Das wäre eine Möglichkeit, wie man das lösen 
kann.  
 
Man könnte sogar - dieser dritte Punkt wird gar 
nicht diskutiert; auch das Bundesverfassungs-
gericht hat das nicht explizit angesprochen - 
die Leistung variieren. Das hieße, dass jemand, 
der keine Kinder hat, einen etwas geringeren 
Betrag bekommt und den Rest selber versi-
chern muss. Das wäre völlig äquivalent. Damit 
hätte man viele Probleme gelöst, die darin 
liegen, dass eine Verringerung des Beitragssat-
zes denen nicht zugute kommt, die nicht arbei-
ten können.  
 
 
Abg. Erika Lotz (SPD): Herr Vorsitzender, 
Adressaten meiner Frage sind Herr Müller von 
der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände, der Deutsche Familienverband, 
der Familienbund der Katholiken und der Ver-
band Alleinerziehender Mütter und Väter.  
 
Der Entwurf der Koalition berücksichtigt ja 
derzeitige sowie frühere Erziehungsleistungen, 
während im Vorschlag der CDU/CSU durch 
den Kinderbonus, der sich durch die Beitrags-
erhöhung um 5 Euro auf bis zu 3,50 Euro re-
duziert, nur Erziehungsleistungen bis zum 
18. Lebensjahr bedacht werden. Wie stehen Sie 
dazu? 
 
Eine Reihe von Sachverständigen hat ja ge-
schildert, dass mit dem Vorschlag der Koaliti-
on durchaus ein gangbarer Weg beschritten 
wird. Erachten Sie den sich hierbei ergebenden 
Beitragsabstand zwischen Versicherten mit 
Kindern und Versicherten ohne Kinder von bis 
zu 8,72 Euro bei Kinderlosen und von bis zu 
17,44 Euro im Monat bei einem Elternpaar, bei 
dem beide berufstätig sind und besser verdie-
nen, als angemessen? 
 
Einige Sachverständigen haben ja die Steuerfi-
nanzierung präferiert. Könnten Sie vielleicht 
eine Angabe machen, von welcher Summe 
man ausgehen müsste, wenn man diesen Weg 
einschlagen würde?  
 
 
SV Eugen Müller (Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände): Ich halte es 
nach dem Inhalt des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts für durchaus angebracht, dass 

eine Begünstigung Kindererziehender auf ei-
nen bestimmten Zeitraum begrenzt wird, also 
zum Beispiel auf die ersten 18 Lebensjahre 
oder auf die Zeit, in der Kindergeld bezogen 
wird. Ich halte dies für gerechtfertigter als eine 
zeitlich unbeschränkte und mit vielen Unwäg-
barkeit und meines Erachtens auch Ungerech-
tigkeiten verbundene Festlegung, wer Eltern-
teil ist und wer nicht zusätzlich belastet wird. 
 
Ich kann mir nicht vorstellen - das erscheint 
mir besonders wichtig und ist auch mehrfach 
angesprochen worden -, dass es keine Rolle 
spielen soll, wie viele Kinder jemand erzogen 
hat. Wenn die Kindererziehung ein Teil des 
Generationenvertrages ist - das Bundesverfas-
sungsgericht sagt ausdrücklich: Neben der 
Beitragszahlung zur Pflegeversicherung wird 
ein zweiter Beitrag in diesem Generationenver-
trag durch Kindererziehung erbracht -, kann es 
meines Erachtens nicht unbeachtet bleiben, wie 
viele Kinder jemand hat.  
 
Ein Betrag von bis zu 8,72 Euro im Höchstfal-
le für einen einzigen Beitragszahler, den der 
Gesetzentwurf als zusätzliche Belastung für 
Kinderlose vorsieht, stellt schon eine deutlich 
unterschiedliche Behandlung dar. Gleichwohl 
meine ich, dass es richtiger wäre, einen ande-
ren Weg zu gehen. Wir schlagen vor, den Weg 
über das Kindergeld einzuschlagen. 
 
 
SV Dr. Marcus Ostermann (Deutscher Fami-
lienverband): Ich möchte mit der Frage begin-
nen, inwieweit der Abstand angemessen ist. 
Mit den Volumina, von denen wir hier reden, 
erfolgt eine Ausdifferenzierung, die den Wün-
schen und Vorstellungen des Bundesverfas-
sungsgerichts in ausreichendem Maße gerecht 
wird.  
 
Zu der Frage, in welchem Zeitraum diese Aus-
differenzierung stattfinden soll, stellt das Ur-
teil, wenn man es sich durchliest, sehr dezidiert 
auf die Belastung von Eltern in der Erzie-
hungszeit ab. Es spricht sich dafür aus, eine 
Kompensation für diese zusätzlichen Leistun-
gen, die Eltern ja für das gesamte volkswirt-
schaftliche System, auch für die umlagefinan-
zierten Versicherungssysteme. erbringen, zu 
schaffen. Von daher können wir die Ausdiffe-
renzierung hinsichtlich des Zeitraums, in dem 
die Entlastung stattfindet, nicht nachvollzie-
hen, zumal die Altersgrenze von 23 Jahren 
willkürlich gezogen wirkt. Es gibt in verschie-
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denen Gesetzen Altersgrenzen. Ich glaube, die 
Grenze von 23 Jahren wäre eine neue. 
 
(Widerspruch bei der SPD) 
 
- Es ist keine neue? Dann gibt es sie vielleicht 
schon. Sie erscheint trotzdem willkürlich. - 
Unserer Meinung nach ist es viel angemesse-
ner, auf die Zeit der Erziehungsleistung abzu-
stellen und die Leistungen an den Kindergeld-
bezug bzw. die Unterhaltspflicht zu koppeln. 
 
Zu der Frage der Steuerfinanzierung. Auch 
hierzu möchte ich gerne noch einmal auf das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts abstel-
len. Das Bundesverfassungsgerichtsurteil ist ja 
Ausgangspunkt - Herr Professor Sodan hat das 
vorhin schön ausgeführt - des ganzen Gesetz-
gebungsverfahrens; es hat Bindungswirkung 
und muss umgesetzt werden. Dabei sind auch 
die tragenden Gründe heranzuziehen. Wir in-
terpretieren und verstehen das Verfassungsge-
richtsurteil so, dass es einen Ausgleich inner-
halb des Systems präferiert und keine Steuerfi-
nanzierung. 
 
 
SV Reinhard Loos (Familienbund der Katho-
liken): Um die Fragen beantworten zu können, 
muss man zunächst die Rahmenbedingungen 
klären. Es ist erstens zu klären, ob die Entlas-
tung nur während der Phase des Kindergeldbe-
zugs, wie wir es vorgeschlagen haben, oder ab 
Geburt des Kindes bis zum Renteneintritt 
greift. Das hat ja Auswirkungen auf die Fi-
nanzmasse und die Entlastung der Familien. 
 
Zweitens ist zu klären, ob es eine Entlastung 
pro Kind gibt, wie ja viele Kolleginnen und 
Kollegen hier heute angeregt haben, oder ob 
sie unabhängig davon ist, wie viele Kinder 
man hat. 
 
Drittens ist zu klären, ob es an einen Freibetrag 
oder an einen Festbetrag gekoppelt ist - beides 
bringt ja das gleiche Entlastungsvolumen pro 
Kind - oder ob man es über eine Beitragssatz-
differenzierung, wie vorgeschlagen, macht, wo 
dann derjenige mit hohem Einkommen eine 
viel höhere Entlastung hat als derjenige mit 
geringerem Einkommen.  
 
Nach dem Koalitionsentwurf würde sich heute 
im günstigsten Fall bei zwei Verdienern mit 
einem Kind eine Entlastung in Höhe von 
18 Euro pro Monat ergeben. Wenn wir einmal 
unterstellen, dass der Beschwerdeführer beim 

Bundesverfassungsgericht ein Durchschnitts-
verdiener gewesen ist, dann würde er mit 
5 Euro entlastet; umgerechnet auf seine zehn 
Kinder macht das 50 Cent pro Kind und Mo-
nat. Wir hätten also eine realistische Spanne 
zwischen 18 Euro und 0,5 Euro, also ein Ver-
hältnis von eins zu 36. Das halten wir nicht für 
gerecht. Wir schlagen eine an das Kindergeld 
geknüpfte Entlastung per Frei- oder Festbetrag 
pro Kind vor. Wenn man so vorgehen würde, 
wäre ein Volumen von 5 bis 6 Euro pro Kind 
und Monat realistisch und gerecht. Diesen 
Vorschlag haben wir bereits vor zehn Jahren 
bei einer Anhörung im Wasserwerk in Bonn - 
der eine oder andere war vielleicht dabei - 
gemacht; damals war von einem Freibetrag 
von 900 DM im Jahre die Rede. Das würde 
man mit den 5 oder 6 Euro hier ganz gut fort-
setzen.  
 
Die Haltung des Verfassungsgerichts scheint 
uns allerdings nicht ganz klar. Es sagt ganz 
deutlich, dass die Entlastungswirkung auf der 
Beitragsseite der Pflegeversicherung erfolgen 
muss. Da sehen wir keinen Spielraum. Hier ist 
es nicht ganz so eindeutig. Aber wir sehen es 
als gerecht an, diese Staffelung pro Kind vor-
zunehmen. Unter diesen Rahmenbedingungen 
ist eben ein gesparter Beitrag von 5 bis 6 Euro 
pro Kind eine gerechte Lösung, die sicherlich 
allen Anforderungen gerecht werden würde. 
 
 
SVe Marion von zur Gathen (Verband Al-
leinerziehender Mütter und Väter): Bezüglich 
der ersten Frage, wie die Entlastung finanziert 
werden soll, ist der VAMV der Auffassung, 
dass diese entweder aus allgemeinen Steuer-
mitteln oder von allen Mitgliedern der sozialen 
Pflegeversicherung zu finanzieren ist. 
 
Zum Abstand zwischen den Beiträgen für Kin-
derlose und Eltern möchte ich auf die Ausfüh-
rungen in unserer Stellungnahme verweisen. 
Der VAMV lehnt grundsätzlich unterschiedli-
che Beitragssätze für Kinderlose und Eltern in 
der Pflegeversicherung ab. Kinderlose sind 
unseres Erachtens nicht für die Krise der Sozi-
alversicherungen verantwortlich. Ein Verzicht 
auf Kinder geschieht freiwillig und beruht auf 
einer eigenverantwortlichen Entscheidung der 
Betroffenen. Eine bloße Beitragserhöhung für 
Kinderlose würde von den Betroffenen als eine 
Bestrafung empfunden werden und ist geeig-
net, die Bevölkerung in Kinderlose und Eltern 
- Kinder Habende - zu spalten. Nach unserer 
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Auffassung wird damit eine weitere Entsolida-
risierung in der Bevölkerung vorangetrieben.  
 
Weiterhin halten wir eine solche Lösung aus 
systematischen Erwägungen für problematisch. 
Das Risiko, zu einem Pflegefall zu werden, ist 
für beide Bevölkerungsgruppen doch gleich 
groß. Dieses sollte sich auch in der Gestaltung 
der Beiträge widerspiegeln. Eltern erbringen 
durch die Betreuung und Erziehung ihrer Kin-
der einen nicht monetären Beitrag zur Funkti-
onsfähigkeit der Pflegeversicherung. Nur die 
damit verbundenen kindbedingten Belastungen 
sind nach Auffassung des VAMV auszuglei-
chen - diesbezüglich verweise ich auf meine 
vorherigen Ausführungen - und Eltern be-
kommen ja nur dann Kindergeld, wenn sie in 
irgendeiner Form Leistungen unterhaltsrechtli-
cher Natur erbringen müssen. Aus diesem 
Grund präferieren wir eine Lösung, die sich an 
dem Kindergeldbezug orientiert. Das würde 
auch viele andere Probleme, die hier schon 
geschildert wurden, unserer Meinung nach gar 
nicht erst aufkommen lassen. Das gilt zum 
Beispiel auch für die Anzahl der Kinder: Wenn 
die Entlastung nämlich an das Kindergeld für 
jedes Kind geknüpft wird, wird jemand mit 
zehn Kindern stärker entlastet als einer, der nur 
ein Kind hat.  
 
 
Abg. Hilde Mattheis (SPD): Ich habe eine 
Frage an die Spitzenverbände der Pflegekassen 
zur weiteren Entwicklung der sozialen Pflege-
versicherung. Der Entwurf der Koalition wird 
voraussichtlich 700 Millionen Euro zusätzlich 
in die Pflegekassen bringen. Es wurde vorhin 
schon ausgeführt, dass das Defizit damit auf 
jeden Fall weitestgehend abgedeckt ist. Welche 
nächsten Schritte zur Weiterentwicklung der 
Pflegeversicherung sehen Sie als vordringlich 
an? 
 
 
SV Harald Kesselheim (AOK-
Bundesverband): Ich hatte vorhin darauf hin-
gewiesen, dass wir bis zur nächsten Legisla-
turperiode finanziell mit dieser Neuregelung 
auf einem sicheren Weg sind. Ich bin aber mit 
den anderen Sachverständigen der Meinung, 
dass es natürlich einen großen Bedarf gibt, die 
Pflegeversicherung weiterzuentwickeln. Im 
Grunde genommen besteht in vier Bereichen 
Weiterentwicklungsbedarf:  
 
Zum einen müssen wir den ambulanten Be-
reich besser ausbauen und mehr Anreize set-

zen, ambulante Pflege in Anspruch zu nehmen. 
Da geht es um Dinge wie die Förderung neuer 
Wohnformen, von Tageseinrichtungen und 
Begegnungsstätten. All diese Dinge haben wir 
bei anderen Anhörungen hier schon diskutiert. 
Natürlich ist auch eine Anpassung der Leistun-
gen im ambulanten und stationären Bereich 
erforderlich. 
 
Ein zweiter Schritt, der nach der Anpassung 
der Leistungen im ambulanten und stationären 
Bereich kommen sollte, wäre meines Erachtens 
die Dynamisierung der Leistungen, die ja 
durch die Festlegung von 1995 langsam, aber 
sicher ihren Wert verlieren. 
 
Eine weitere wichtige Aufgabe ist sicherlich 
auch die Stärkung der Rehabilitation und der 
Prävention in der Pflege. Wir müssen unbe-
dingt bewusster machen, dass die geriatrische 
Pflege Rehabilitation als Bestandteil enthält. 
So kann die Selbstständigkeit der Bürger in 
den ambulanten und stationären Pflegeeinrich-
tungen auf Dauer besser gestützt werden.  
 
Schließlich wird man sich auch der Frage 
widmen müssen, ob denn der heutige Pflege-
begriff tatsächlich noch den Anforderungen 
gerecht wird. Wir alle wissen, dass die Beauf-
sichtigung von Dementen, aber auch die sozia-
le Betreuung Pflegebedürftiger insgesamt im 
Pflegebegriff heute noch nicht berücksichtigt 
werden. Aus unserer Sicht wäre es wichtig, 
sicherzustellen, dass die behandlungspflegeri-
schen Leistungen, die jetzt nur aufgrund der 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts ein-
bezogen sind, dauerhaft im Pflegebegriff be-
rücksichtigt werden. 
 
All dieses erfordert mehr Geld. Von daher 
werden weitere Schritte dringend erforderlich 
sein. Ich bitte auch meinen Hinweis, den ich 
vorhin hinsichtlich der Entlastung des Systems 
durch die 700 Millionen gegeben habe, nicht 
so zu verstehen, dass damit der Handlungsbe-
darf verringert worden sei. Eine Entscheidung 
über die Weiterentwicklung ist dringend erfor-
derlich. 
 
 
Abg. Peter Dreßen (SPD): Ich habe eine Fra-
ge an den Vertreter des VdK und an Herrn 
Professor Krasney. Halten Sie es für gerecht-
fertigt, dass nach dem CDU/CSU-Konzept   
ebenso wie nach dem FDP-Konzept ältere 
Mitglieder in der Pflegeversicherung selbst 
dann keine Entlastung bekommen, wenn sie 
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mehrere Kinder erzogen haben? Meinen Sie 
nicht auch, dass es vielleicht doch gerechtfer-
tigt ist, die Menschen, die vor 1940 geboren 
sind, von der Beitragssatzsteigerung auszu-
nehmen, da diese durch Krieg und Wiederauf-
bau schon erhebliche Belastungen erfahren 
haben? 
 
 
SV Gerhard Helas (Sozialverband VdK 
Deutschland): Es ist in der Tat so, dass der 
Vorschlag der CDU/CSU eine Bonuslösung 
beinhaltet und der FDP-Vorschlag einen ge-
wissen Charme hat. Wir sind aber in beiden 
Fällen der Auffassung, dass der Koalitionsent-
wurf im Vergleich zu diesen Vorschlägen in-
soweit die bessere Lösung ist, als Ältere besser 
gestellt werden. Man darf nämlich nicht ver-
gessen, dass noch am 1. April dieses Jahres ihr 
Beitrag zur Pflegeversicherung verdoppelt 
worden ist. Außerdem gehören sie zu der Ge-
neration, die diesen Sozialstaat aufgebaut hat.  
 
Wir sind auf jeden Fall der Auffassung, dass es 
für die Rentner keine über die bisherigen Be-
lastungen hinausgehenden Zusatzbelastungen 
geben darf. Auch wir sehen zwar das Problem, 
das sich aus der Festlegung auf den Jahr-
gang 1940 ergibt. Trotzdem sind wir der Auf-
fassung, dass der Entwurf der Koalition die 
gerechteste Lösung ist.  
 
 
SV Prof. Dr. Otto Krasney: Hinsichtlich der 
zeitlichen Begrenzung der Entlastung möchte 
ich differenzieren. Ich halte den Vorschlag der 
FDP, die Entlastung auf drei Jahre zu be-
schränken, für kaum vereinbar mit dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts. Hier sehe ich 
ein echtes verfassungsrechtliches Problem. 
 
Ich würde auf keinen Fall eine starre Grenze 
wie im Vorschlag der CDU/CSU empfehlen. 
Auch in anderen Gesetzen werden die Ausbil-
dung der Kinder und die Betreuung von Be-
hinderten berücksichtigt. Ich habe kein Ver-
ständnis dafür, dass Eltern, die ihr Leben lang 
ein behindertes Kind pflegen müssen, ab dem 
18. Lebensjahr dieses Kindes nicht mehr be-
günstigt werden.  
 
Ich habe keine Bedenken gegen den Vor-
schlag, dass es bis ans Lebensende Begünsti-
gungen gibt. Manchmal beantragen Eltern 
keine Pflegeleistungen, weil sie von ihren Kin-
dern unterstützt werden. Die Begrenzung auf 
ein bestimmtes Alter lässt vollkommen außer 

Acht, dass sich Kinder später für ihre Eltern 
einsetzen und dass dadurch Kosten in weiten 
Bereichen gespart werden. Dieser Aspekt 
müsste eigentlich mit berücksichtigt werden. 
 
Ich sehe zwar eine zeitliche Begrenzung der 
Entlastung als verfassungskonform an, wenn 
der Zeitraum ausreichend lang ist. Aber ich 
würde die Berücksichtigung der zweiten Phase, 
in der sich die Erfüllung des Generationenver-
trags faktisch außerhalb der rechtlichen Rege-
lungen abspielt, durchaus für gerechtfertigt 
halten. 
 
 
Abg. Dr. Wolfgang Wodarg (SPD): Eltern 
leisten ihren Beitrag zur Pflegeversicherung 
dadurch, dass sie für die künftigen Beitrags-
zahler sorgen, die später auch praktische Leis-
tungen erbringen. Diese Leistung beschränkt 
sich nicht nur auf die Pflege der Eltern, son-
dern sie erstreckt sich auch auf andere Teile 
der Gesellschaft. Ich denke beispielsweise an 
den Bereich der Krankenversicherung und der 
Verteidigung. Man könnte noch andere gesell-
schaftliche Bereiche anführen. Jetzt soll auf 
dem Sektor der Pflegeversicherung etwas ge-
tan werden. 
 
Wir haben in den letzten Jahren viel für die 
Erziehenden geleistet. In den vergangenen 
sechs Jahren ist das Kindergeld immer wieder 
erhöht worden, ohne dass wir ausdrücklich die 
vielen Leistungen, die Eltern erbringen, im 
Gesetz genannt haben. Hätten wir sie genannt, 
wären wir jetzt in einer anderen Position. Mei-
ne Frage an Professor Krasney lautet: Müssen 
wir diese Leistungen in Zukunft nennen, um 
uns verfassungsrechtlich abzusichern? Es ist 
für mich nämlich schlecht nachvollziehbar, 
warum der Bereich der Pflegeversicherung 
isoliert betrachtet werden soll. 
 
Wir tun etwas für die Erziehung von Kindern 
im Vorschulbereich und für die Ganztags-
betreuung. Das Ziel unserer Politik ist es, El-
tern in vielen Bereichen zu entlasten. Ist unser 
Standpunkt, dass wir alles Mögliche getan 
haben, ohne in den Begründungen der entspre-
chenden Gesetze auf die Pflegeversicherung 
eingegangen zu sein - wir können das in Zu-
kunft tun -, vor dem Bundesverfassungsgericht 
haltbar? 
 
 
SV Prof. Dr. Otto Krasney: Es ist eigentlich 
ein Plädoyer, das wir schon vor dem 
Bundesverfassungsgericht gehalten haben. Ich 
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verfassungsgericht gehalten haben. Ich gebe 
zu, dass wir damit nicht durchgekommen sind. 
Wir haben zwar auf diese Punkte hingewiesen. 
Aber das Bundesverfassungsgericht hat sich 
auf den Standpunkt gestellt, dass die Entlas-
tung in dem System der Pflegeversicherung 
und nicht allgemein erfolgen muss. Das Bun-
desverfassungsgericht hat gesagt - ich war als 
Prozessvertreter der Bundesregierung in die-
sem Punkt unterlegen; ich hätte mir eine ande-
re Lösung gewünscht -, dass es eine Entlastung 
speziell in diesem Bereich geben muss. Die 
Leistungen, die Sie vorher beschlossen haben, 
hat das Bundesverfassungsgericht nicht als 
ausreichende Entlastung angesehen. Es hat 
gesagt, diese Förderungen seien bevölkerungs-
politischer Art und außerdem komme es in 
diesem Bereich sehr schnell zu Gesetzesände-
rungen.  
 
Das Bundesverfassungsgericht hat eine zielge-
richtete, begrenzte und  gesetzlich festgelegte 
Entlastung in diesem Bereich verlangt. Des-
halb muss ich sagen, dass Ihre Argumentation 
vor dem Bundesverfassungsgericht nur dann 
von Bedeutung wäre, wenn es um die Höhe der 
Entlastung gehen würde. Wir wissen nicht, wie 
das Bundesverfassungsgericht - ich selbst bin 
Richter gewesen; ich weiß, dass man vor Ge-
richt wie auf hoher See in Gottes Hand ist - in 
dieser Frage entscheiden würde. Ich glaube 
aber - obwohl ich feststellen kann, dass es in 
den letzten Jahrzehnten Verbesserungen in 
anderen Bereichen gegeben hat -, dass es in 
diesem Punkt höchstwahrscheinlich sagen 
würde, dass es eine zielgerichtete und system-
immanente Entlastung geben muss. 
 
 
Abg. Annette Widmann-Mauz (CDU/CSU): 
Meine erste Frage geht an Herrn Kukla vom 
Bundesverband der Innungskrankenkassen. 
Wie hoch würden Sie die Mehrkosten schät-
zen, wenn im Vorschlag der CDU/CSU-
Fraktion nicht das Erreichen des 18. Lebens-
jahrs, sondern die Dauer des Kindergeldbezugs 
die Förderung begrenzen würde? In diesem 
Fall würde es nämlich mehr Ausgaben für den 
Bonus bei gleichzeitigen Mindereinnahmen 
geben. Mich würde außerdem interessieren, ob 
aus Ihrer Sicht der Verwaltungsaufwand da-
durch deutlich reduziert werden kann. 
 
Meine zweite Frage geht an Professor Boms-
dorf. An dem Vorschlag der Union wurde im-
mer wieder kritisiert, Familien würden ihren 
Kinderbonus selbst finanzieren. Können Sie 

uns anhand eines Beispiels einmal verdeutli-
chen, welche Entlastungen sich im Vorschlag 
der Union im Vergleich zum Vorschlag der 
Koalitionsfraktionen ergeben? 
 
 
SV Gerd Kukla (Bundesverband der Innungs-
krankenkassen): Sie überraschen mich mit 
dieser Frage. Konkrete Zahlen kann ich jetzt 
auf die Schnelle nicht liefern. Die Zeit, in der 
der Bonus gezahlt werden würde, würde sich 
um die Zeit nach dem 18. Lebensjahr verlän-
gern, in der Kindergeld gezahlt wird. Es ist 
eine einfache Rechenaufgabe, die zusätzlichen 
Ausgaben zu beziffern. Ich müsste jetzt einen 
Taschenrechner haben, um konkrete Zahlen 
nennen zu können.  
 
Der verwaltungsmäßige Ablauf wäre einfa-
cher, weil man einen Orientierungspunkt hät-
te - nämlich die Zahlung von Kindergeld -, an 
dem man den Bonusanspruch festmachen 
könnte. Es müssten keine Nachweise der El-
terneigenschaft mehr erbracht werden. 
 
 
SV Prof. Dr. Eckhart Bomsorf: Es kommt 
bei der Entlastung natürlich sehr darauf an, wie 
hoch das Einkommen der jeweiligen Familie 
ist. Bei einem relativ hohen Bruttoeinkommen 
eines Ehepaares in Höhe von insgesamt 
5 000 Euro bedeutet eine Steigerung des Bei-
tragssatzes um 0,1 Prozentpunkte einen zusätz-
lichen Beitrag von 5 Euro. Wenn man die Bei-
tragsbemessungsgrenze von rund 3 500 Euro 
nimmt, dann liegt der Beitrag entsprechend 
niedriger. Wir können also davon ausgehen, 
dass schon bei einem Kind die zusätzliche 
Belastung niedriger ist als die Entlastung. Bei 
zwei Kindern - das ist die durchschnittliche 
Anzahl der Kinder - ist die Entlastung sehr 
deutlich. Ob das - absolut gesehen - ein sehr 
hoher Betrag ist, sei dahingestellt. Denn insge-
samt sind die Pflegeversicherungsbeiträge 
relativ gering. 
 
Es geht darum, Eltern in der aktiven Erzie-
hungsphase zu entlasten. Dies ist mit dem Vor-
schlag der CDU/CSU leichter zu erreichen, als 
wenn die Entlastung aufgrund der Elterneigen-
schaft erfolgen würde. 
 
Ich darf noch einen Punkt ergänzen. Es wird 
immer gesagt, die Älteren würden zu schlecht 
gestellt; sie hätten ihre Erziehungsleistung 
schon erbracht. Man muss aber berücksichti-
gen, dass die ältere Generation, also die Men-
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schen, die heute 60 Jahre und älter sind, recht 
preiswert zu der Pflegeversicherung gekom-
men ist. 
 
 
Abg. Annette Widmann-Mauz (CDU/CSU): 
Herr Bomsdorf, können Sie die entsprechenden 
Zahlen für eine Familie mit durchschnittlichem 
Einkommen und mit niedrigem Einkommen 
berechnen? Denn das Beispiel, das Sie genannt 
haben, war nicht typisch. 
 
 
SV Prof. Dr. Eckart Bomsorf: Ein Einkom-
men von 2 000 Euro bedeutet bei einer Steige-
rung um 0,1 Prozentpunkte einen zusätzlichen 
Beitrag von 2 Euro. Bei einer Entlastung von 5 
Euro bleiben also 3 Euro übrig. Es bleibt auf 
jeden Fall etwas übrig. Es handelt sich also 
nicht um eine Selbstfinanzierung im Gegensatz 
zu dem Vorschlag der Koalition, bei dem es 
eine Beitragssatzsteigerung um 0,25 Prozent-
punkte für kinderlose Mitglieder der Pflege-
versicherung gibt. Per Saldo kommt es bei den 
Beitragszahlern mit Kindern zu keiner Entlas-
tung und bei den kinderlosen Beitragszahlern 
zu einer deutlich höheren Belastung. 
 
 
Abg. Barbara Lanzinger (CDU/CSU): Wir 
haben schon mehrfach gehört, dass das neue 
Verwaltungsverfahren für die Erhebung des 
Beitragszuschlags und für den Nachweis der 
Elterneigenschaft kompliziert ist. Den Vertre-
ter der AOK möchte ich fragen: Können Sie 
die Einschätzung der Koalition teilen, dass 
dieser Gesetzentwurf zustimmungsfrei ist? 
 
An den Vertreter der BA möchte ich die Frage 
stellen: Ist der Gesetzentwurf nicht zustim-
mungspflichtig, wenn es um die Zuschlagsfrei-
heit für ALG-II-Empfänger geht? 
 
Dann habe ich noch eine Frage an Frau von zur 
Gathen vom Verband Alleinerziehender Mütter 
und Väter. Sie warnen mit Blick auf den Ge-
setzentwurf der Koalition vor einer Spaltung 
der Gesellschaft und vor einer Bestrafung der 
Kinderlosen. Sie hatten in Ihren Ausführungen 
vorhin erwähnt, dass es sowohl Menschen gibt, 
die unfreiwillig kinderlos sind, als auch solche, 
die sich bewusst dafür entschieden haben. 
Können Sie uns erläutern, inwieweit die Ge-
fahr einer Spaltung der Gesellschaft besteht? 
 
 

SV Harald Kesselheim (AOK-
Bundesverband): Frau Lanzinger, ich bin na-
türlich kein Verfassungsrechtler. Ich kann an 
dieser Stelle nur darauf hinweisen, dass es 
bislang immer selbstverständlich war, dass 
Beitragssatzregelungen nicht zustimmungs-
pflichtig waren. Auch dieses Gesetz enthält in 
der derzeitigen Fassung ausschließlich Bei-
tragssatzregelungen. Daher ist es nicht zu-
stimmungspflichtig. Ich sehe auch nach der 
neuen Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts nicht, dass sich an der gesetzlichen Not-
wendigkeit einer Bundesregelung etwas geän-
dert hat. Es darf kein uneinheitliches Beitrags-
recht im Bundesgebiet geben. Ich glaube da-
her, dass meine Einschätzung richtig ist, dass 
das Gesetz zustimmungsfrei ist. 
 
 
SV Dr. Manfred Schnitzler (Bundesagentur 
für Arbeit): Ich möchte mich den Ausführun-
gen von Herrn Kesselheim anschließen. Auch 
ich bin kein Verfassungsjurist und kann nicht 
endgültig beurteilen, ob dieses Gesetz zustim-
mungspflichtig ist.  
 
Zu dem ALG II möchte ich ergänzend sagen, 
dass alle Leistungen in diesem Zusammenhang 
aus Steuermitteln bezahlt werden. Wenn Zu-
schläge erhoben werden würden, dann würde 
dies eine zusätzliche Belastung der Steuerzah-
ler bedeuten, es sei denn, wir ziehen diese Be-
träge vom ALG II ab. Dann würde sich aber 
die verfassungsrechtlich wichtige Frage stel-
len, ob wir da nicht unter das Existenzmini-
mum gehen. 
 
 
SVe Marion von zur Gathen (Verband Al-
leinerziehender Mütter und Väter): Ich möchte 
auf Ihre Frage eingehen, inwiefern wir der 
Meinung sind, dass es eine Spaltung der Ge-
sellschaft gibt und dass eine Entsolidarisierung 
in der Gesellschaft vorangetrieben wird, wenn 
wir unsere Gesellschaft in Kinderlose und 
Kinder Habende einteilen. Wir sind grundsätz-
lich der Meinung, dass der solidarische Ge-
danke in der Gesellschaft nur dann gestärkt 
werden kann, wenn klar wird, dass es hier 
nicht zu einer Polarisierung kommen soll. Es 
soll nicht eine Bevölkerungsgruppe - nämlich 
die Menschen, die freiwillig oder unfreiwillig 
kinderlos sind - abgestraft werden zugunsten 
derjenigen, die Kinder erzogen haben und da-
mit ihren Generationsbeitrag geleistet haben. 
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Wir sind grundsätzlich der Auffassung, dass 
Eltern für die Zeit entlastet werden müssen, in 
der sie Kinder erziehen und in der sie für die 
Kinder Leistungen erbringen müssen. Das ist 
für uns der Zeitraum, in dem Kindergeld bezo-
gen wird. In dieser Zeit sind die Kinder entwe-
der unter 18 Jahren oder sie befinden sich in 
einer Ausbildung und müssen aus diesem 
Grunde noch in irgendeiner Weise von den 
Eltern unterstützt werden. 
 
In dieser Zeit sollen Kinderlose für die Entlas-
tung der Eltern sorgen. Aber in dem Moment, 
in dem die Kinder aus dem Haus sind und die 
Eltern in der Lage sind, wieder beruflich tätig 
zu werden, ist es für uns nicht nachvollziehbar, 
warum Eltern weiter entlastet werden sollen. 
Ab diesem Zeitpunkt sollte wieder der solidari-
sche Gedanke greifen und die Eltern sollten für 
die nächste Elterngeneration einzahlen. Das 
erscheint uns logisch. Es ist ein Beitrag, um die 
Solidarität innerhalb der Gesellschaft zu stär-
ken. 
 
 
Abg. Gerald Weiß (Groß-Gerau) 
(CDU/CSU): Ich richte meine Frage an Herrn 
Professor Dr. Eekhoff. Halten Sie es für rich-
tig - um nicht zu sagen: für verantwortbar -, 
dass sich die Bundesregierung im laufenden 
Jahr lediglich auf die Umsetzung des Karlsru-
her Urteils beschränken will, die nach meiner 
Meinung zudem unzulänglich ist? Sie haben 
von einem engen Ansatz gesprochen. In dieser 
Anhörung sind auch von anderen Experten 
Bedenken - bis hin zu verfassungsrechtlichen - 
geäußert worden. Erkennt die Bundesregierung 
nicht die Notwendigkeit - das haben Sie vorhin 
schon angedeutet -, die Umsetzung des Urteils 
des Bundesverfassungsgerichts mit notwendi-
gen Strukturreformen zu verbinden? Solche 
Reformen schiebt die Bundesregierung offen-
bar auf die lange Bank, anstatt sie beherzt an-
zupacken. Müsste man jetzt nicht einen größe-
ren Wurf wagen? Das wichtige Stichwort „ka-
pitaldeckende Elemente“ haben Sie vorhin 
schon erwähnt. 
 
 
SV Prof. Dr. Johann Eekhoff: Man denkt 
schon seit geraumer Zeit darüber nach, was 
man tun soll. Das Bundesverfassungsgericht 
hat sein Urteil schließlich nicht erst in diesem 
Jahr gefällt. Insofern finde ich es konsequent, 
dass sowohl im Antrag der CDU/CSU-
Fraktion als auch im Antrag der FDP-Fraktion 
die Forderung aufgestellt wird, eine umfassen-

de Lösung zu finden. Es ist bereits gesagt wor-
den, dass dies bis zum Jahresende unter den 
jetzigen Bedingungen nicht mehr zu schaffen 
sei. Das sehe auch ich so. Die Vorschläge der 
CDU/CSU-Fraktion und der FDP-Fraktion 
sehen eine vergleichsweise einfache Regelung 
als Übergangslösung vor. Es wird argumen-
tiert, dass es nicht entscheidend sei, jetzt einen 
dauerhaften Ansatz zu finden. Vielmehr solle 
die Übergangslösung verwaltungsvereinfa-
chend wirken, damit man in Zukunft die Chan-
ce habe, eine echte Reform durchzuführen. 
Nach meiner Meinung lässt dieser Ansatz zu 
wenig erkennen, dass eine wirkliche Reform 
angestrebt wird. 
 
Ich habe bereits darauf hingewiesen, dass man 
die Chance hätte nutzen können, den Beitrags-
zuschlag für den Aufbau eines kapitalgedeck-
ten Systems zu verwenden. Ich behaupte, dass 
wir auf Dauer nicht an einem solchen System 
vorbeikommen. Wir können es gegenüber der 
jungen Generation nicht verantworten, die 
umlagefinanzierten Systeme in ihrer jetzigen 
Form weiterlaufen zu lassen. Es gibt viele 
Wissenschaftler, die eine Erhöhung der Bei-
tragssätze prognostiziert haben, und zwar nicht 
nur in der Pflegeversicherung, sondern auch in 
anderen Versicherungen. Wenn wir wollen, 
dass künftige Generationen die Leistungen, die 
wir heute in Anspruch nehmen, zahlen sollen, 
dann sollten wir das offen sagen. Dieses Kern-
problem wird aber nicht gelöst. Eine dauerhaf-
te Lösung bietet letztendlich nur ein kapitalge-
decktes System. Wenn es in Zukunft weniger 
Beitragszahler gibt, dann bleiben nur zwei 
Möglichkeiten übrig: Entweder müssen die 
zukünftigen Beitragszahler sehr viel mehr zah-
len - das gilt mit Sicherheit für die Pflegeversi-
cherung - oder man stattet die zukünftigen 
Generationen mit mehr Kapital aus, was be-
deutet, dass man jetzt sparen muss. Wie man 
dieses Problem löst, ist egal. Die Diskussion 
darüber steht uns aber noch bevor. Heute ha-
ben wir dieses Thema allenfalls gestreift. Wir 
haben die Diskussion noch nicht so weit vo-
rangebracht, dass Lösungen erkennbar sind. 
 
Wenn ein kapitalgedecktes System aufgebaut 
wird, dann sind alle Diskussionen darüber, wie 
Kinder einbezogen werden sollen, überflüssig; 
denn im Rahmen eines kapitalgedeckten Sys-
tems zahlt jeder in seine Versicherung ein. In 
einem solchen System gibt es keine Verschie-
bungen zwischen den Generationen. Das ist die 
Systematik eines kapitalgedeckten Systems. 
Ich plädiere dafür, darüber sehr bald nachzu-
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denken. Denn man darf Folgendes nicht ver-
gessen - Herr Bomsdorf hat das bereits ange-
deutet -: Die älteren Generationen sind zu einer 
Pflegeversicherung gekommen, ohne lange 
eingezahlt zu haben. Wer beispielsweise vor 
zehn Jahren zum Pflegefall wurde, dem ist 
quasi über Nacht eine Pflegeversicherung ge-
schenkt worden. Die Auswirkungen solcher 
„Einführungsgeschenke“ sind noch nicht zu 
Ende. Das erstreckt sich über einen Zeitraum 
von 20, 30 Jahren. Wenn man noch umsteuern 
will, dann muss man es schnell machen, damit 
sich nicht diejenigen, die dann 20 oder 
30 Jahre eingezahlt haben, beschweren und 
sagen, dass man dies nicht mehr rückgängig 
machen könne. Je länger man wartet, desto 
teurer werden die Übergangslösungen. 
 
Ich plädiere deshalb dafür, sehr schnell darüber 
nachzudenken, wie man das System zukunfts-
sicher machen kann und wie die künftigen 
Generationen nicht mehr so stark belastet wer-
den, wie es im Augenblick der Fall ist. 
 
 
Abg. Michael Hennrich (CDU/CSU): Ich 
habe eine Frage an den Vertreter der Bundes-
agentur für Arbeit. Können Sie uns noch ein-
mal deutlich machen - Sie haben dies schon 
vorhin im Ansatz getan -, warum Sie glauben, 
dass Sie den Gesetzentwurf der rot-grünen 
Koalition nicht bis zum 1. Januar 2005 umset-
zen können? 
 
 
SV Dr. Manfred Schnitzler (Bundesagentur 
für Arbeit): Die Antwort lautet einfach, dass 
alle unsere Experten im Moment mit der Um-
setzung der Verfahren betreffend Hartz III und 
IV beschäftigt sind. Aus diesem Grund schaf-
fen wir das nicht. 
 
 
Abg. Maria Michalk (CDU/CSU): Meine 
Frage richtet sich an die Vertreter der Bundes-
agentur für Arbeit und des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes. Schon in der ersten Fragerunde 
hat die Erhebung eines Beitragszuschlags bei 
Transferempfängern eine Rolle gespielt. Ich 
frage deshalb nach: Halten Sie es für sachge-
recht und dem Bundesverfassungsgerichtsurteil 
entsprechend, dass ein Beitragszuschlag auch 
bei den Versicherten erhoben wird, die ihre 
Beiträge nicht selbst zahlen? Ist bei diesen 
Versicherten eine Beitragsentlastung für Fami-

lien überhaupt möglich? Wie lässt sich das 
nach Ihrer Sicht unter verfassungsrechtlichen 
Gesichtpunkten vereinbaren? 
 
 
SV Dr. Manfred Schnitzler (Bundesagentur 
für Arbeit): Ich möchte wiederholen, dass ich 
mich aus verfassungsrechtlichen Dingen gerne 
heraushalte. Im Hinblick auf Entlastung und 
Belastung möchte ich betonen - das habe ich 
schon vorhin erwähnt -: Die Leistungsempfän-
ger der Bundesagentur für Arbeit sind zwar 
versicherungspflichtig, aber nicht beitrags-
pflichtig. Ihre Beiträge werden allein aus dem 
Topf der Bundesagentur für Arbeit gezahlt. 
Deshalb ist es unserer Meinung nach nicht 
notwendig, Leistungsempfänger mit Kindern 
zu entlasten; denn sie werden ja nicht durch 
Beiträge belastet. 
 
 
SV Jürgen Sendler (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Dem kann ich mich nur an-
schließen. Ich möchte noch hinzufügen, dass 
damit das Problem gelöst wäre, dass gegebe-
nenfalls Arbeitslosengeld-II-Bezieher unter das 
Sozialhilfeniveau gedrückt werden, wenn sie 
persönlich einen Beitragszuschlag entrichten 
müssen. Diesen Punkt des Gesetzentwurfs 
halten wir für kritisch. Dies würde man ver-
meiden, wenn man es so machen würde, wie es 
die Bundesagentur für Arbeit vorgeschlagen 
hat. 
 
 
Vorsitzender Klaus Kirschner (SPD): Damit 
sind wir am Ende unserer ersten Anhörung. Es 
folgen heute noch zwei weitere Anhörungen. 
 
Ich darf mich bei Ihnen, den Sachverständigen, 
herzlich bedanken, dass Sie uns Rede und 
Antwort gestanden haben. Ich darf Sie für heu-
te entlassen. 
 
Ich möchte mich auch bei den Mitarbeitern des 
Bundestages und insbesondere bei den Steno-
grafinnen und Stenografen bedanken, dass sie 
uns behilflich sind. 
 
 
 
Ende der Sitzung: 11.38 Uhr. 
 
 
 

 


